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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Dr. Müller 
(Bremen) 

(DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Haushaltsmitteln wurde die Ima- 
ge-Analyse (vgl. Bonner General-Anzeiger vom 
23724. März 1985) finanziert, mit der das 
Bundeskanzleramt den Mainzer Professor H. M. 
Kepplinger beauftragte zu erforschen, „wie 
es um Image und Strahlkraft des CDU-Kanzlers 
bestellt ist", und hat sich diese Investition 
gelohnt? 


2. Abgeordneter Ist mit einer Veröffentlichung dieser Studie zu 

Dr. Müller rechnen, und wenn ja, wann? 

(Bremen) 

(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Chefs des Bundeskanzleramtes Dr. Schäuble 
vom 9. April 

Die Grundlagenstudie mit dem Titel „ Personale Image-Bildung in Zeitun- 
gen und Zeitschriften am Beispiel des jetzigen Bundeskanzlers" wird aus 
Kapitel 04 01 Titel 526 14 des Einzelplans des Bundeskanzleramtes finan- 
ziert. Die Ergebnisse der Untersuchung liegen noch nicht vor. 

Eine Veröffentlichung der Ergebnisse wird zu einem späteren Zeitpunkt 
erfolgen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung für ihre Politik gegenüber der UdSSR dar- 
aus ziehen, daß der Sonderbeauftragte der UN- 
Menschenrechtskommission, der österreichische 
Professor Ermacora, auf Grund seiner Untersu- 
chungen die Meldungen bestätigt hat, daß die 
sowjetischen Streitkräfte in Afghanistan Spiel- 
zeugbomben gegen die Kinder der Afghanen 
einsetzen, die zu schweren Verletzungen und 
Verstümmelungen führen, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu unternehmen, um auf die 
sowjetische Regierung mit dem Ziel einer Been- 
digung dieser Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit einzuwirken? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Meyer-Landrut 
vom 3. April 

Professor Ermacora hat als Berichterstatter vor der UN-Menschenrechts- 
kommission in Genf zur Menschenrechtslage in Afghanistan ab Ziffer 
107 ff. seines Berichts u. a. die erschütternden Folgen des Einsatzes von 
Spielzeugbomben für Kinder behandelt. Er hat hierfür im Gesamtrahmen 
des Berichts das afghanische Regime, nicht aber direkt die sowjetischen 
Streitkräfte, verantwortlich gemacht. Er hat sich in gleicher Weise im 
„Bayernkurier" vom 30. März 1985 geäußert. 
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Es kann indes kein Zweifel daran bestehen, daß auch diese erschrecken- 
den Fälle - ebenso wie die sonstigen Leiden des afghanischen Volkes im 
Krieg- ohne die sowjetische Besetzung Afghanistans nicht denkbar 
wären. Die eigentliche Verantwortung Moskaus hierfür ist somit nicht zu 
bestreiten. 

Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit die Sowjetunion immer 
wieder zur Beendigung der von der großen Mehrheit der Völkergemein- 
schaft verurteilten Besetzung Afghanistans auf gef ordert. Sie hat in ihren 
politischen Kontakten zur sowjetischen Führung ebenfalls auf die Not- 
wendigkeit hingewiesen, die vielfältigen Leiden des afghanischen Vol- 
kes zu beenden. Die Bundesregierung wird hieran auch in Zukunft 
festh alten. 


4. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Däubler-Gmelin 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung auf der 
36. Weltgesundheitsversammlung eine Erklä- 
rung abgegeben hat, in der sie sich gegen die 
Veröffentlichung des Berichtes des Internationa- 
len Sachverständigenausschusses für medizini- 
sche Wissenschaften und öffentliche Gesundheit 
(WHO-Studie zur Wirkung atomarer Waffen) ge- 
wandt hat, und falls ja, wie lautet die Erklärung? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Meyer-Landrut 

vom 10. April 

1. Die Bundesregierung hat keine derartige Erklärung abgegeben. Sie 
hat sich vielmehr zusammen mit zahlreichen anderen westlichen Staa- 
ten sehr nachdrücklich für eine möglichst weite Verbreitung des oben 
genannten Berichts eingesetzt. Die westlichen Staaten hielten den 
ursprünglichen op. para 2 des Res-Entwurfs „To ensure its wide disse- 
mination, including world’s poUtical leaders, leaders in health and 
related professions" nicht für ausreichend. Sie wollten die Verbreitung 
des Berichts in ausreichender Anzahl und Sprachversion durch das 
Sekretariat der WHO auch in Ost-Europa sichergestellt wissen und 
schlugen daher dem indischen Delegationsleiter als Vertreter der 
Einbringerstaaten die Formulierung vor: „To ensure that the report is 
disseminated in all member States of WHO." Diese Intiative blieb 
leider erfolglos. Entgegen den Bestrebungen des Westens erhielt 
op. para 2 schließlich die farblose und den Osten zu nichts verpflich- 
tende Fassung: „To ensure that wide Publicity is given to the report!" 

2. Die Weltgesundheitsversammlung nahm die Resolution mit 97:12 (in 
Wahrheit 13) Stimmen bei neun Enthaltungen an. Gegen den Resolu- 
tionsentwurf stimmten: Bel0en, Kanada, Frankreich, Bundesrepublik 
Deutschland, Israel, Italien, Luxemburg, die Niederlande, Neusee- 
land, Portugal, das Vereinigte Königreich, die USA und die Türkei. 
Der Stimme enthielten sich u. a. Österreich, Irland, Norwegen und 
Spanien. 

Eine Abstimmung war erforderlich geworden, nachdem die Weltge- 
sundheitsversammlung sämtliche westlichen Amendments, die zur 
Erzielung eines Konsenses eingebracht worden waren, mehrheitlich 
zurückgewiesen hatte. Die westlichen Staaten brachten in Stimmer- 
klärungen ihre Besorgnis über die Folgen eines Atomkrieges zum 
Ausdruck, lehnten aber das in der Resolution vorgesehene unmittel- 
bare Engagement der WHO für derartige Fragen ab. Nach ihrer 
Auffassung gehörten Fragen der Rüstungskontrolle nicht zum Aufga- 
benbereich dieser Organisation und müßten in der dafür zuständigen 
Genfer Abrüstungskonferenz, in der VN-Generalversammlung oder in 
anderen geeigneten Gremien behandelt werden. 
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5. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Wie unterstützt die Bundesregierung kulturelle 
Vereinigungen der deutschen Volksgruppe im 
polnischen Machtbereich und diesbezügliche 
Bemühungen zur Gründung derartiger Einrich- 
tungen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Meyer-Landrut 
vom 10. April 

Die Bundesregierung setzt sich bei der polnischen Regierung beharrlich 
dafür ein, daß jeder einzelne Bürger in der Volksrepublik Polen sein 
Recht auf Wahrung seiner kulturellen Identität ausüben kann. Der Bun- 
desminister des Auswärtigen hat bei seinem Zwischenaufenthalt in War- 
schau am 6. März 1985 - wie bei früheren Gelegenheiten - gegenüber 
seinen polnischen Gesprächspartnern unterstrichen, daß das von allen 
Bundesregierungen angestrebte Ziel der Versöhnung zwischen dem pol- 
nischen und dem deutschen Volk auch Verständnis auf polnischer Seite 
für den Wunsch vieler Bürger beinhaltet, ihre kulturellen und sprachli- 
chen Traditionen pflegen zu können. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter 

Tietjen 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung plant, die 
Hoheitsgewässer der Bundesrepublik Deutsch- 
land in der Nordsee auf 12 Seemeilen auszu- 
dehnen, und falls ja, was sind die Gründe 
hierfür? 


7. Abgeordneter 

Tietjen 

(SPD) 


Welche Auswirkungen hätte die Ausdehnung 
der Hoheitsgewässer der Bundesrepublik 
Deutschland in der Nordsee auf die Tätigkeiten, 
Aufgaben und Befugnisse des Bundesgrenz- 
schutzes? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 29. März 

Am 16. März 1985 ist der Beschluß der Bundesregierung über die Erwei- 
terung des Küstenmeeres der Bundesrepublik Deutschland in der Nord- 
see zur Verhinderung von Tankerunfällen in der Deutschen Bucht in 
Kraft getreten (vgl. Bekanntmachung des Bundesministers des Innern 
vom 12. November 1984 - BGBl I S. 1366 - Boxenlösung). Die Zuständig- 
keitsverteilung zwischen Bund und Ländern im erweiterten Küstenmeer 
ist, auch in bezug auf den Bundesgrenzschutz, die gleiche wie in unserem 
übrigen Küstenmeer. 

Darüber hinaus plant die Bundesregierung keine Ausdehnung des 
Küstenmeeres der Bundesrepublik Deutschland. Eine Antwort auf Ihre 
weitere Frage erübrigt sich daher. 


8. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 


(SPD) 


Welche Kenntnisse besitzt die Bundesregierung 
darüber, wie viele Kraftwerke (Angabe mit 
Kraftwerksleistung) Rauchgasentschwefelungs- 
anlagen in Auftrag gegeben haben und welche 
Mengen Gips bei Inbetriebnahme anfallen? 
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Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 1. April 

In der Bundesrepublik Deutschland sind Rauchgasentschwefelungsanla- 
gen bei Kraftwerken mit ca. 4 700 MWei Gesamtleistung in Betrieb, mit 
mehr als 5 000 MWei in Bau und mit mehr als 23 000 MWei in Auftrag 
gegeben. Die Kalk-/Kalksteinwaschverfahren mit Gips als Endprodukt 
haben einen Anteil von über 90 v. H. 

Ab 1988 werden aus Rauchgasentschwefelungsanlagen Gipsmengen von 
voraussichtlich ca. 2,3 Millionen t/a und ab 1995 von maximal 3,4 Millio- 
nen t/a anfallen. 


9. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


Wie schätzt die Bundesregierung die Möglich- 
keiten der Verwertung des anfallenden Gipses in 
der Bauwirtschaft oder in anderen Wirtschafts- 
zweigen ein? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 1. April 

Der aus Rauchgasentschwefelungsanlagen anfallenden Gipsmenge steht 
eine derzeitige, fast ausschließlich aus Naturvorkommen gedeckte Pro- 
duktion von Gips und Anhydrid von 5,6 Millionen t/a gegenüber. Es ist zu 
erwarten, daß ein Großteü des Naturgipses substituiert wird. Da gleich- 
zeitig neue Anwendungsgebiete für Gips, z. B. als Bergbaumörtel, Fheß- 
estrich, Gipsspanplatte, erschlossen werden, ist mit steigendem Gips- 
verbrauch zu rechnen, so daß Deponieprobleme vermieden werden 
können. 


10. Abgeordnete Stehen entsprechende Deponiekapazitäten zur 

Frau Verfügung, um den Gips abzulagern, soweit er 

Dr. Hartenstein nicht bauwirtschaftlich verwertbar ist? 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 1. April 

Sollten trotz gegebener Verwertungsmöglichkeiten und ausreichender 
Zeit zur strukturellen Anpassung des Gipsmarktes kurzfristige Absatz- 
schwierigkeiten auftreten, ist ein Teü des vorerst nicht verwertbaren 
Gipses abzulagern. Dieses ist bei Beachtung entsprechender Schutzvor- 
kehrungen grundsätzhch möglich, wobei davon ausgegangen wird, daß 
keine zusätzlichen Freiflächen in Anspruch genommen werden. 


11. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


In wie vielen Fällen kommen bei Großfeuerungs- 
anlagen andere Entschwefelungsverfahren zur 
Anwendung, die z. B. Ammoniumsulfat oder rei- 
nen Schwefel als Endprodukte haben? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 1. April 

Der derzeitige Anwendungs stand für Rauchgasentschwefelungsverfah- 
ren mit den Endprodukten Schwefel, Schwefelsäure, flüssiges Schwefel- 
dioxid oder Ammoniumsulfat ist in einer Übersicht in der nachstehenden 
Tabelle wiedergegeben. 
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Kraftwerk 

Betreiber 

Leistung 

Brennstoff 

Hersteller 

Entschwefe- 

lungs- 

verfahren 

Endprodukt 

Verwendung 

Inbetrieb- 

nahme 

Kraftwerk 

Arzberg 

Blöcke 

5 und 7 

237 MWei 
Braunkohle 

Bergbau- 

Forschung/ 

Uhde') 

Adsorption 

an 

Aktivkoks 

Schwefel- 

säure 

Weiterver- 

arbeitung 

Oktober 1986 

Großkraft- 

werk 

Mannheim 
Block 7 

475 MWei 
Steinkohle 

Walther 

Ammoniak- 

wäsche 

Ammonium- 

sulfat 

Dünge- 

mittel 

seit 1983 
eine Ent- 
schwefe- 
lungsan- 
lage für 

50 V. H. 
der Block- 
kapazität 
in Betrieb 

Großkraft- 

werk 

Mannheim 

Blöcke 

3 und 4 

440 MWei 
Steinkohle 

Walther^) 

Ammoniak- 

wäsche 

Ammonium- 

sulfat/ 

-nitrat 

Dünge- 

mittel 

Mai 1987 

Heizkraft- 
werk West 
Stadtwerke 
Karlsruhe 

191 MWth 
Steinkohle 

Walther^) 

Ammoniak- 

Wäsche 

Ammonium - 
Sulfat/ 

-nitrat 

Dünge- 

mittel 

September 

1986 

Heizkraft- 
werk Hafer- 
weg Ham- 
burgische 
Electrici- 
tätswerke 

120 MWei 
und 

300 MWth 
Steinkohle 

Walther^) 

Ammoniak- 

wäsche 

Ammonium- 

sulfat/ 

-nitrat 

Dünge- 

mittel 

geplant 
für 1988 

Kraftwerk 

Mitte 

700 MWth 

Davy McKee 

Flüssiaes 

SO 2 

Anfang 1988 

BASF/ 

Ludwigs- 

hafen 

Steinkohle 

Wellman- 

Lord 

(Natrium- 

sulfit 

Wäsche) 

Weiter- 

verarbei- 

tung 


Offleben II 
Block C 

325 MW„,i 

Davy McKee 

Schwefel 

bis Mitte 

1987 

Buschhaus 

350 MWei 

Wellman- 

Lord 

Chemische 

Industrie 


Braunschwei 

gische 

Kohlen- 

Bergwerke 

- Braunkohle 

(Natrium- 

sulfit- 

wäsche) 





Simultanverfahren zur SO2/NOX- Abscheidung 


12. Abgeordneter 

Toetemeyer 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung die Höhe der Zusatz- 
renten beziffern, die insgesamt an Rentner der 
gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt 
werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 3. April 

Wegen des inhaltlichen Zusammenhangs mit den folgenden Fragen gehe 
ich davon aus, daß sich diese Frage ledighch auf solche Zusatzrenten 
bezieht, die an frühere Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes gezahlt 
werden. 

Eine zuverlässige Aussage über die derzeitige Gesamthöhe aller Zusatz- 
renten des öffenthchen Dienstes ist schon deshalb nicht möglich, da 
solche Renten auf Grund unterschiedlicher Leistungssysteme gezahlt 
werden. 

Hauptträger des weitgehend einheitlichen Systems der Zusatzversiche- 
rung von Arbeitnehmern des öffentlichen Dienstes bei einem Versiche- 
rungsträger sind die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
(VBL), die Versorgungsanstalt der Deutschen Bundespost (VAP), die 
Bundesbahnversicherungsanstalt - Abt. B - (B VA- Abt. B), 23 kommu- 
nale Zusatzversorgungskassen sowie fünf kirchliche Zusatzversorgungs- 
kassen. 

Für das Land Berlin ergeben sich Ansprüche auf Zusatzrenten auf Grund 
der Vereinbarung über die Versorgung der Angestellten und Arbeiter des 
Landes Berlin (WA), für die Freie und Hansestadt Hamburg auf Grund 
des Hamburgischen Ruhegeldgesetzes und für den Bereich der Freien 
Hansestadt Bremen und einen Teil der Stadtgemeinde Bremen auf Grund 
des Bremischen Zusatzversorgungsneuregelungsgesetzes. 

In den Bereichen der Fernseh- und Rundfunkanstalten, der öffentlich- 
rechtlichen Kreditanstalten, der Sozialversicherungsträger sowie der 
Öffentlich-rechtlichen Sach- und Lebensversicherungsanstalten bestehen 
zum Teil ausschließlich, zum Teil verbunden mit einer Versicherung bei 
den erwähnten Zusatzversorgungseinrichtungen Ruhelohn- oder Ruhe- 
geldordnungen oder vergleichbare Regelungen, die früheren Arbeitneh- 
mern ebenfalls Ansprüche auf Zusatzrenten einräumen. Besondere, von 
dem eingangs erwähnten System der Zusatzversorgungseinrichtungen 
des öffentlichen Dienstes abweichende Zusatzversicherungsträger mit 
eigenem Versicherungs- und Leistungssystem sind 

- der Versorgungsverband bundes- und landesgeförderter LFnterneh- 
mene. V. (VBLU), 

- die Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen, 

- die Versorgungsanstalt der deutschen Kulturorchester und 

- die Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen. 

Bei der Vorbereitung des Gutachtens der von der Bundesregierung 1981 
eingesetzten Sachverständigenkommission Alterssicherungssysteme hat 
das Bundesministerium des Innern allein für die VBL, die VAP, die BVA- 
Abt. B und die kommunalen Zusatzversorgungskassen eine Gesamt- 
ausgabe an Versorgungs- und Versicherungsrenten für das Kalender- 
jahr 1980 in Höhe von 5107 123 909 DM ermittelt. 


13. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Zu- 

Toetemeyer satzversorgungskassen die vorgeschriebene 

(SPD) Rentenerhöhung zum 1. Januar 1985 bis heute 

noch nicht ausgezahlt haben, und wie beurteilt 
sie dieses Vorgehen? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 3. April 

Die Beantwortung dieser und auch der folgenden Fragen ist wegen der 
bereits erwähnten Gründe nur hinsichtlich der Hauptträger der Zusatz- 


6 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode DrUCkSdChG 10/3176 


Versorgung (VBL, VAP, B VA- Abt. B, kommunale und kirchliche Zusatz- 
versorgungseinrichtungen) möglich. 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß diese Zusatzversorgungsein- 
richtungen die auf Grund der Dynamisierung der Beamtenversorgungs- 
bezüge zum 1. Januar 1985 erforderlich gewordenen Neuerrechnungen 
der Versorgungsrenten noch nicht abgeschlossen haben. 

Nach den Satzungsvorschriften der Zusatzversorgungseinrichtungen 
sind die Versorgungsrenten immer dann neu zu errechnen, wenn sich die 
Berechnungsgrößen ändern. Das ist - von Sonderanlässen abgesehen - 
in der Regel der Fall bei der jährlichen Anpassung der gesetzlichen 
Renten und bei der Dynamisierung der Beamtenversorgungsbezüge. 
Diese jeweiligen Neuerrechnungen sind erforderlich, um zu gewährlei- 
sten, daß die Versorgung früherer Arbeitnehmer des öffentlichen Dien- 
stes grundsätzlich der Versorgung der vergleichbaren Beamten ent- 
spricht. 

Die Neuerrechnung der Versorgungsrenten aus Anlaß der Erhöhung der 
beamtenrechtlichen Versorgungsbezüge zum 1. Januar 1985 um 3,1 v. H. 
ist davon abhängig, daß das Bundesbesoldungs- und -Versorgungsanpas- 
sungsgesetz 1985 von den gesetzgebenden Körperschaften verabschie- 
det worden ist. Dieses Gesetz ist erst am 5. März 1985 (BGBl. I S. 431) 
verkündet worden. Mit der Neuerrechnung zum 1. Januar 1985 haben 
die Zusatzversorgungseinrichtungen gleichzeitig eine weitere Berech- 
nung entsprechend den neuen satzungsrechtlichen Vorschriften über 
eine Nettobegrenzung vorzunehmen, was eine weitere Verzögerung be- 
deutet. 

Es ist bekannt, daß die Zusatzversorgungseinrichtungen im Interesse der 
Leistungsempfänger in der Regel schon dann mit der Neuerrechnung 
und der Auszahlung der Versorgungsrenten beginnen, wenn der Stand 
des Gesetzgebungsverfahrens im Deutschen Bundestag erkennen läßt, 
daß mit einer Änderung des in Aussicht genommenen Dynamisierungs- 
vomhundertsatzes für die hier maßgebenden Versorgungsempfänger des 
Bundes (vgl. dazu § 3 Abs. 6 des Anpassungsgesetzes 1985) nicht mehr zu 
rechnen ist. Die Zusatzversorgungseinrichtungen können Berechnungs- 
mitteilungen an die Versorgungsrentner aber nicht früher absenden, weil 
abweichende Festsetzungen des maßgebenden Dynamisierungsvomhun- 
dertsatzes durch den Gesetzgeber in der Vergangenheit schon vorge- 
kommen sind. Der Entschluß, mit der Neuerrechnung und der Auszah- 
lung der neu errechneten Versorgungsrenten zu beginnen, wird von den 
Verwaltungsgremien der Zusatzversorgungseinrichtungen in eigener 
Verantwortung gefaßt. Allein bei der VBL kostet die einmalige Versen- 
dung von Rentenmitteilungen an sämtliche Empfänger laufender Versor- 
gungsrenten (die bei einer unvorhergesehenen Änderung des Dynami- 
sierungsvomhundertsatzes durch deh Gesetzgeber wiederholt werden 
müßte) rund 750000 DM nur an Papier und Porto. 

14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf die Zusatz- 

Toetemeyer versorgungskassen in der Weise einzuwirken, 

(SPD) daß den Rentnern der ihnen zustehende Erhö- 

hungsbetrag nicht unverhältnismäßig lange vor- 
enthalten bleibt? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 3. April 

Aus organisatorischen Gründen (vgl. dazu die Antwort auf die Frage 12) 
besteht für die Bundesregierung nicht die Möglichkeit, auf die Zusatzver- 
sorgungseinrichtungen im Sinne Ihrer Frage einzuwirken, ganz abgese- 
hen davon, daß das Verhalten der Zusatzversorgungseinrichtungen, wie 
die Beantwortung Ihrer Frage 13 ergibt, zu einer Einflußnahme keinen 
Anlaß gibt. 
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Kann die Bundesregierung die Höhe des Zinsge- 
winns der Zusatzversorgungskassen beziffern, 
der sich aus der verspäteten Durchführung der 
Rentenerhöhung ergibt? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 3. April 

Wie schon die Beantwortung der Fragen 12 und 13 zeigt, sind die 
Versorgungsrenten nicht verspätet neu errechnet worden. Die Zusatzver- 
sorgungseinrichtungen sind satzungsrechtlich verpflichtet, vor der 
Anpassung der Versorgungsrenten zum 1. Januar 1985 zunächst die 
Nettobegrenzung der Gesamtversorgung zu ermitteln (vgl. z. B. § 97 c 
Abs. 2 Satz 9 der Satzung der VBL). Der zeitliche Ablauf, der sich bei der 
Berechnung der neuen Versorgungsrenten ergibt, ist dargestellt worden. 
Vor Abschluß aller notwendigen Berechnungen kann der Rentner nicht 
die Auszahlung der erhöhten Rente verlangen. 


15. Abgeordneter 

Toetemeyer 

(SPD) 


Welche personalpolitischen und personalrechtli- 
chen Vorkehrungen trifft die Bundesregierung 
für die mit der Verringerung und demnächst 
gänzlichen Abschaffung von Personenkontrollen 
an den Binnengrenzen sich ergebenden Perso- 
nalüberhänge von Zoll und Bundesgrenzschutz? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 4, April 

Sie gehen bei Ihrer Frage nach den Konsequenzen des geplanten Abbaus 
von Grenzkontrollen in Europa davon aus, daß sich Zug um Zug Personal- 
überhänge im Bereich von Bundesgrenzschutz (BGS) und Zoll ergeben 
werden. Aus heutiger Sicht läßt sich im Zusammenhang mit dem neuen 
Kontrollverfahren eine so weitreichende Aussage nicht bestätigen. 

Neben einem Abkommen über Grenzerleichterungen an der deutsch- 
österreichischen Grenze, an der die Bayerische Grenzpolizei und der Zoll 
die Kontrolle ausüben, gibt es bisher ein Abkommen mit Frankreich über 
den schrittweisen Abbau von Grenzkontrollen. Dieses Abkommen sieht 
in seinen ersten bisher vollzogenen Stufen ebenfalls lediglich Erleichte- 
rungen für den Grenzübertritt vor. Ein gänzlicher Abbau der Kontrollen 
für Staatsangehörige der EG-Staaten ist abhängig von der Schaffung nur 
langfristig zu verwirklichenden Ausgleichsmaßnahmen. 

Die Bundesregierung strebt auch mit den übrigen Nachbarstaaten zum 
westlichen Ausland entsprechende Vereinbarungen an. Verhandelt wird 
derzeit mit den Benelux- Staaten mit dem Ziele, noch vor den Ferienmo- 
naten dieses Jahres zu ähnlichen Erleichterungen zu gelangen, wie sie 
schon mit Frankreich bestehen. 

Wie die Erfahrungen mit den ersten Stufen des Abkommens mit Frank- 
reich zeigen, ist das Kontrollverfahren, das Wartezeiten für die Reisenden 
vermeiden soll, eher personalaufwendiger als die bisherige Kontrollme- 
thode. Die Fahrzeuge müssen nämlich stichprobenweise außerhalb der 
Fahrbahn kontrolliert werden. Dafür ist in der Regel ein zweiter Beamter 
erforderlich. 

Im Zuge des weiteren Ausbaus der beabsichtigten Grenzerleichterungen 
werden die Beamten von BGS und Zoll zunehmend auch die Sicherheits- 
und fiskalischen Interessen aller EG-Staaten an den Außengrenzen mit 
wahrzunehmen haben. 

Wann mit einem gänzlichen Abbau von Grenzkontrollen auch für Nicht- 
EG-Staatsangehörige an der Grenze zu Frankreich und entsprechenden 


16. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 

(SPD) 
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Vereinbarungen mit den übrigen EG-Staaten gerechnet werden kann, 
läßt sich gegenwärtig nicht feststellen. Der Zeitpunkt hängt davon ab, 
wann die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen in Kraft getreten sind. 

Unter diesen Umständen ist es derzeit weder möglich noch notwendig, 
entsprechende personalpolitische und personalrechtliche Vorkehrungen 
bei Zoll und BGS zu treffen. 

Notwendige Anpassungen, die sich aus der künftigen Entwicklung erge- 
ben, werden im einzelnen zu gegebener Zeit zu prüfen sein. 

In welchem Stadium befindet sich gegenwärtig 
die Novellierung des Zivilschutzgesetzes (nach 
dem 3. Referentenentwurf Anfang November 
1984), und wann wird die Bundesregierung dem 
Parlament angesichts der teilweisen massiven 
Kritik sowohl der Wohifahrtsverbände wie auch 
der Friedensbewegung und der Gewerkschaften 
dem Parlament einen Gesetzentwurf zu dieser 
Materie unterbreiten? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 4. April 

Die Überlegungen der Bundesregierung über die Novellierung des Zivil- 
schutzgesetzes befinden sich noch im Stadium der Abstimmung zwischen 
den Bundesressorts sowie mit den Bundesländern, kommunalen Spitzen- 
verbänden, Hilfsorganisationen und Verbänden. Erst wenn diese abge- 
schlossen ist, wird die Bundesregierung entscheiden, ob ein Gesetzent- 
wurf im Deutschen Bundestag eingebracht wird. 


17. Abgeordneter 
Dr. Schierholz 
(DIE GRÜNEN) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesre- 
gierung angesichts der Überdüngung der Ge- 
wässer mit Phospaten, die zu einem verstärkten 
Algenwuchs und damit zu einem stärkeren Sau- 
erstoffverbrauch in Seen, Flüssen und Bächen 
führt, zu unternehmen, um eine Beschleunigung 
der Reduzierung der Phosphatanteile in Wasch- 
und Reinigungsmitteln zu erreichen, und wie ist 
der betreffende Stand in der EG? 

Antwort des Staatssekretärs Dr, Fröhlich 
vom 10. April 

Auf Grund der Phosphathöchstmengenverordnung von 1980 mußte der 
Phosphatgehalt in Textilwaschmitteln für den Haushalt- und Gewerbebe- 
reich in zwei Reduktionsstufen (1. Oktober 1981 und 1. Januar 1984) 
vermindert werden. Der Phosphatverbrauch in den Waschmitteln ist seit 
1975 bis heute von 276 000 Tonnen (entsprechend 69 000 Tonnen Phos- 
phor) auf unter 170 000 Tonnen (entsprechend 42500 Tonnen Phosphor) 
zurückgegangen; dies entspricht einer Reduktion von ca. 40 v. H. Der 
Anteü der Phosphatbelastung der Gewässer durch Waschmittelphos- 
phate sank entsprechend von im Mittel 40 v. H. im Jahr 1975 auf etwa 
25 V. H. im Jahr 1984. Die Hauptanstrengungen zur weiteren Reduktion 
der Phosphatbelastung der Gewässer richten sich heute auf andere Maß- 
nahmen, insbesondere auf die Phosphatelimination in Kläranlagen. 

Die Reduktion des Phosphatgehaltes in Wasch- und Reinigungsmitteln 
stützt sich auf die Verwendung von Zeolith A, einem Natriumaluminium- 
silikat. Ein völliger Ersatz der Waschmittelphosphate durch Zeolith A ist 
jedoch nicht möglich, weü letzteres nicht alle Eigenschaften des üblicher- 
weise verwendeten Pentanatriumtripolyphosphats besitzt, die sich auf 
den Waschprozeß vorteilhaft auswirken. 


18. Abgeordneter 
Graf Huyn 

(CDU/CSU) 
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Für eine über die eingeführten Reduktionsstufen hinausgehende weitere 
Herabsetzung der Phosphatobergrenzen für alle Textilwaschmittel ist es 
erforderlich, daß ökologisch bessere und waschtechnisch geeignete 
Ersatzlösungen zur Verfügung stehen. 

Diese Voraussetzungen sind bisher nicht erfüllt. Auf die Antwort der 
Bundesregierung vom 15. Januar 1985 zu einer Kleinen Anfrage über 
„Phosphate und Phosphatersatzstoffe" (Drucksache 10/2726) wird in die- 
sem Zusammenhang Bezug genommen. 

Die EG hat bislang drei Richtlinien verabschiedet, die Wasch- und Reini- 
gungsmittel betreffen. Sie enthalten Vorschriften über die biologische 
Abbaubarkeit von Tensiden in Wasch- und Reinigungsmitteln. Mit der 
Verabschiedung der Tensidverordnung vom 30. Januar 1977 (BGBl. I 
S. 244), zuletzt geändert durch Verordnung vom 4. August 1983 (BGBl. I 
S. 1068) sind die Vorschriften der EG -Richtlinien in nationales Recht 
überführt worden. Vorschriften über die Reduktion des Phosphatgehaltes 
in Wasch- und Reinigungsmitteln sind in der EG bisher nicht vorgesehen, 
da die Eutrophierung der Gewässer und die erforderlichen Vermeidungs- 
maßnahmen von den Mitgliedstaaten der EG unterschiedlich bewertet 
werden. 


19. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wie der betref- 

Graf Huyn fende Stand in Österreich und in der Schweiz ist? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 10. April 

Österreich hat in seinem Waschmittelgesetz vom 28. Juni 1984 eine 
Reduktion des Phosphatgehaltes in Waschmitteln vorgeschrieben. Sie ist 
der in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Regelung ver- 
gleichbar. 

In der Schweiz besteht ebenfalls eine Höchstmengenbegrenzung für 
Phosphate in Waschmitteln. Seit einiger Zeit wird angestrebt, die Ver- 
wendung von Phosphaten in Waschmitteln zu verbieten. Dabei wird 
davon ausgegangen, daß die Verwendung des dazu erforderlichen Phos- 
phatersatzstoffes NTA unter den wasserwirtschaftlichen Gegebenheiten 
der Schweiz unbedenktich ist. Eine entsprechende Vorschrift ist jedoch 
noch nicht verabschiedet worden. 


20. Abgeordneter 

Vogel 

(DIE GRÜNEN) 


Nach welchen Gesichtspunkten werden die der- 
zeit vom Bund bereitge stellten Mittel zur mate- 
riellen und finanziellen Unterstützung und För- 
derung von Nachwuchssportlern vergeben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 10. April 

Der Bund stellt Mittel für die Förderung von Nachwuchssportlern zur 
Verfügung, die den C-Kadern der Bundessportfachverbände angehören. 
Die Förderung anderer Nachwuchssportler, besonders der D-Kader, fällt 
in die Finanzierungskompetenz der Länder. 

Die Bundesmittel sind im wesentlichen für die Teilnahme an internatio- 
nalen Wettkämpfen und Trainingsmaßnahmen sowie für die gesundheit- 
liche Betreuung bestimmt. 

Maßgebende Gesichtspunkte für die Förderungsentscheidungen sind 
insbesondere 
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- die Förderungswürdigkeit der Maßnahmen, für die Mittel beantragt 
werden; hierzu werden gutachterliche Stellungnahmen des Deut- 
schen Sportbundes eingeholt, 

- die Kosten der Maßnahmen, 

- die Höhe der verfügbaren eigenen Finanziemngsmittel des Ver- 
bandes, 

- die Höhe der verfügbaren Haushaltsmittel des Bundes. 

21. Abgeordneter 
Menzel 
(SPD) 


22. Abgeordneter 

Menzel 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 10. April 

Der Bundesregierung ist die Studie von Professor Dr. F. Pott und Diplom- 
Biologin Beate Molik, aus der Professor Dr. H. W. Schlipköter am 
18. März 1985 zitiert hatte, bekannt. Anläßlich der öffentlichen Anhörung 
des Bundestagsausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit zum 
Thema „Auswirkungen der Luftverschmutzung auf die menschhche 
Gesundheit" am 22. Februar 1984 hatte Professor Pott auch dem Bundes- 
tagsausschuß über seine Ergebnisse ausführlich berichtet. Danach kann 
in der Tat in Nordrhein -Westfalen ein Stadt-Land- Gefälle in der Lungen- 
krebsmortahtät festgestellt werden. In den Großstädten hegen die Morta- 
ütätsraten - von einigen Ausnahmen abgesehen - zum Teil nahezu dop- 
pelt so hoch wie in ländüchen Regionen. Die LFrsachen dieser Unter- 
schiede lassen sich allerdings auf Grund der Mortahtätsstatistik nicht 
ermitteln, da Aussagen über Rauchgewohnheiten, Beruf und Lebens- 
dauer am letzten gemeldeten Wohnort nicht zu beschaffen sind. 

Nach Rückfrage hat Professor Schlipköter nicht behauptet, daß die 
höhere Lungenkrebsrate „insbesondere auf einen höheren Anteil 
gesundheitsschädlicher Faserstoffe und Stäube in der Luft zurückzufüh- 
ren ist" ; hier handelt es sich offenbar um ein Mißverständnis des Journali- 
sten der Westdeutschen Allgemeinen Zeitung, zumal z. B. im Kölner 
Stadt- Anzeiger vom 19. März 1985 die Aussage von Professor Schlipköter 
korrekt dargestellt wird. 

Wenn auch die Interpretation von Krebsmortalitätsdaten hinsichtlich 
ihrer Ursachen aus mehreren Gründen problematisch ist, können doch 
daraus Hypothesen über mögliche Krebsursachen entwickelt werden. 
Die Hypothesen müssen durch entsprechend angelegte epidemiologische 
Untersuchungen geprüft werden. Aus diesem Grunde hat der Bundesmi- 
nister des Innern im letzten Jahr eine breitangelegte, kostenaufwendige 
epidemiologische Studie initiiert, neben dem Rauchen und der Belastung 
am Arbeitsplatz die allgemeine Luftverunreinigung als Ursache des Lun- 
genkrebses zu quantifizieren. Es dürfte aber nach allen bisherigen 
Erkenntnissen heute bereits feststehen, daß in der überwiegenden 
Anzahl der Fälle (70 v. H. bis 90 v. H.) das Rauchen die Ursache des 
Lungenkarzinoms ist. 


Ist der Bundesregierung die Umwelt- Studie 
von Dr. Schlipköter - Leiter des Medizini- 
schen Instituts für Umwelthygiene der Universi- 
tät Düsseldorf — bekannt, die besagt, daß die 
Bevölkerung in den Großstädten von Nordrhein- 
Westfalen doppelt so häufig an Lungenkrebs er- 
krankt als in ländlichen Gebieten und daß dies 
insbesondere auf einen höheren Anteil gesund- 
heitsschädlicher Faserstoffe und Stäube in der 
Luft zurückzuführen ist (Westdeutsche Allge- 
meine Zeitung vom 19. März 1985)? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesre- 
gierung, aus diesen Erkenntnissen zu ziehen? 
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23, Abgeordneter Welche Fortschritte konnten bezüglich einer EG- 

Baum Entscheidung über die Initiative der Bundesre- 

(FDP) gierung zur Halbierung des Schwefelgehalts im 

leichten Heizöl erzielt werden, und welche son- 
stigen Maßnahmen auf nationaler Ebene über- 
prüft und plant die Bundesregierung zur Redu- 
zierung der Luftbelastung durch Hausbrand? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 10. April 

Am 26. September 1984 hat das Bundeskabinett einen Verordnungsent- 
wurf zur Reduzierung des Schwefelgehaltes im leichten Heizöl- und 
Dieselkraftstoff von derzeit 0,3 Gewichtsprozent auf 0,15 Gewichtspro- 
zent beschlossen. Dieser Entwurf wurde der EG -Kommission mit der Bitte 
zugeleitet, die entsprechenden gemeinschaftlichen Voraussetzungen zu 
schaffen. 

Am 19. Dezember 1984 hat bei der Kommission eine erste Expertenbera- 
tung statt gefunden. Zur Zeit erarbeitet die Kommission einen Entwurf für 
eine Änderung der EG-Richthnie 75/716, in der der Schwefelgehalt von 
leichtem Heizöl und Dieselkraftstoff geregelt ist. Mit der Vorlage dieses 
Entwurfs wird in Kürze gerechnet. 

Im übrigen prüft die Bundesregierung zur Zeit, ob durch Fortschreibung 
der 1. BImSchV eine weitere Reduzierung der Emissionen aus dem Haus- 
brand und Kleinverbrauch erreicht werden kann. Es zeichnet sich ab, daß 
insbesondere durch eine weitere Herabsetzung der Grenzwerte für die 
Abgasverluste bei den öl- und gasbefeuerten Anlagen Emissionsminde- 
rungen möglich sind. Entsprechende vorbereitende Arbeiten zur Ände- 
rung der 1 . BImSchV sind eingeleitet. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


24, Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchen 
Fällen es in der Vergangenheit zu einer Strafver- 
folgung, des Leugnens, Billigens oder Verharm- 
losens des nationalsozialistischen Völkermordes 
von Amts wegen gekommen ist (§194 Abs. 2 S. 2 
in Verbindung mit § 189 StGB und früher § 189 
Abs. 3 StGB), und worauf führt die Bundesregie- 
rung es zurück, wenn die Strafverfolgungsbehör- 
den von der Möglichkeit der Strafverfolgung von 
Amts wegen in der Praxis häufig keinen Ge- 
brauch gemacht haben sollten, obwohl unstreitig 
sein dürfte, daß von den Nationalsozialisten gan- 
ze Familien vollständig ermordet worden sind 
und somit keine Antragsberechtigten mehr 
lebten? 


25. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 

(SPD) 


Inwieweit haben die Strafverfolgungsbehörden 
nach Auffassung der Bundesregierung von der 
Möglichkeit, neonazistische Propaganda als Ver- 
unglimpfung des Ansehens Verstorbener von 
Amts wegen zu verfolgen, deshalb keinen Ge- 
brauch gemacht oder machen können, weil § 194 
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Abs. 2 S. 2 (früher § 189 Abs. 3') StGB so auszule- 
gen ist, daß die Verunglimpfung sich auf den 
besonderen Tod des Verstorbenen beziehen 
muß, der Täter deshalb von diesem Tod wissen 
und den Zusammenhang mit der Verunglimp- 
fung mit diesem besonderen Tod sehen muß (so 
Dreher/Tröndler, Kommentar zum StGB, 
41. Auflage, § 194 Rdnr. 4) und weil diese Vor- 
aussetzungen im Zusammenhang mit dem Leug- 
nen und Verharmlosen des NS -Völkermord es 
häufig nicht nachweisbar waren oder sind? 


26. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 

(SPD) 


Inwieweit ist eine Strafverfolgung von Amts we- 
gen gemäß § 194 Abs. 2 S. 2 (früher § 189 Abs. 3) 
StGB in diesen Fällen in der Vergangenheit des- 
halb nicht erfolgt, weil Voraussetzung für die 
Anwendung dieser Bestimmung ist, daß konkret 
feststeht, daß keine Antragsberechtigten mehr 
leben (so Schönke/Schröder, Kommentar zum 
StGB, 21. Auflage, § 194 Rdnr. 7) und weil diese 
Feststellung den Strafverfolgungsbehörden häu- 
fig nicht möglich war? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 3. April 

Der Bundesregierung sind Strafverfahren nicht bekannt, deren Einlei- 
tung allein wegen des Verdachts eines Vergehens nach § 189 StGB 
(Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener) erfolgte. 

Zwar hat das Oberlandesgericht Hamburg mit einem - soweit bekannt: 
nicht veröffentlichten - Urteil vom 8. Dezember 1981 die Revision gegen 
ein Berufungsurteil des Landgerichts Hamburg vom 17. November 1980 
verworfen, in dem ebenso wie in dem vorangegangenen Urteil des 
Amtsgerichts Hamburg vom 4. Februar 1980 die Anwendbarkeit des 
§189 StGB bejaht und insoweit ohne nähere Begründung die Entbehr- 
lichkeit des Strafantrages in Fällen dieser Art festgestellt worden war. 
Dieses Verfahren ist aber auch unter anderem wegen des Verdachts von 
Vergehen nach den §§ 130 (Volksyerhetzung), 131 (Aufstachelung zum 
Rassenhaß) StGB geführt worden, wie es in denjenigen Fällen üblich ist, 
in denen das Leugnen des nationalsozialistischen Völkermordes an 
Juden mit dem Vorwurf der Erlangung ungerechtfertigter Vorteile (Wie- 
dergutmachung) durch Juden verbunden wird. 

Der Bundesregierung ist auch nicht bekanntgeworden, daß die in Ihren 
Fragen genannten Gründe Staatsanwaltschaften veranlaßt hätten, von 
der Einleitung eines Strafverfahrens abzusehen. 


27. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 

(SPD) 


Inwieweit ist es in der Vergangenheit in diesen 
Fällen deshalb nicht zu einer Strafverfolgung 
von Amts wegen gemäß § 194 Abs. 2 S. 2 (früher 
§ 189 Abs. 3) StGB gekommen, weil die Strafver- 
folgungsbehörden das öffentliche Interesse im 
Sinne des § 376 StPO verneint haben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 3. April 

Der Bundesregierung liegen zu der Fragestellung Erkenntnisse nicht vor. 


13 



Drucksache 10/3176 


Deutsdier Bundestag — 10. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


28. Abgeordneter 

Conradi 

(SPD) 


Wie viele Briefsendungen sind durch die Zolläm- 
ter der Bundesrepublik Deutschland 1984 unter 
Einsatz von Rauschgiftspürhunden wegen des 
Verdachts auf Rauschgiftinhalt zur Prüfung ge- 
öffnet (gestellt) worden, und wie hoch war der 
Prozentsatz der geöffneten Briefe, bei denen sich 
der Verdacht bestätigt hat? 


29. Abgeordneter Warum erhalten die Adressaten der Briefe von 

Conradi den Zollämtern mit dem geöffneten Brief keinen 

(SPD) Hinweis, auf welcher gesetzlichen Grundlage 

und mit welcher Begründung der Brief geöffnet 
worden ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 4. April 

Die Anzahl der von der Deutschen Bundespost (DBP) gestellten und vom 
Zoll geöffneten Briefsendungen ist nicht bekannt. Anschreibungen wer- 
den insoweit nicht geführt. Registriert werden lediglich die Fälle, in 
denen der Zoll beim Öffnen von Postsendungen (Päckchen und Briefe) 
Rauschgift findet. 1984 waren dies 321 Fälle. 

Geöffnete Briefe, die nicht zu beanstanden sind, werden wieder ver- 
schlossen, mit einem grünen Klebezettel mit dem Aufdruck „Zollamtlich 
abgefertigt" versehen und von der Post dem Empfänger zugestellt. Damit 
ist deutlich gemacht, daß die Briefe einer allgemeinen zollamtlichen 
Kontrolle unterworfen worden sind. Die Kontrollbefugnisse der Zollver- 
waltung sind inzwischen - insbesondere durch Presseveröffentlichungen 
über Maßnahmen zur Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität - weiten 
Kreisen der Bevölkerung zumindest im Grundsatz bekannt. Die Angabe 
der Rechtsgrundlage und ein allgemeiner Hinweis auf den Grund für die 
Brieföffnung hätten kaum zusätzlichen Informationswert. Die Erfahrung 
zeigt auch, daß den Personen, die - meist fernmündlich - Auskunft über 
das Öffnen einer Postsendung verlangen, weniger an allgemeinen Hin- 
weisen auf die Rechtsgrundlage als an einer besonderen, auf den Einzel- 
fall bezogenen Stellungnahme gelegen ist. 


30. Abgeordneter 

Dr. Mertens 
(Bottrop) 

(SPD) 


Erwartet die Bundesregierung nach der letzten 
Steuerschätzung für 1986 „einen Einnahmeaus- 
fall von rund 5 Milliarden DM", und trifft es zu, 
daß „hinzu kommt" daß die Bundesregierung im 
nächsten Jahr 4,5 Milliarden DM Übertragungs- 
zahlungen an die EG zu leisten hat (wie Bundes- 
minister Stoltenberg in einem Interview in der 
„Süddeutschen Zeitung" vom 18. März 1985 for- 
muliert hat)? 


31. Abgeordneter 

Dr. Mertens 
(Bottrop) 

(SPD) 


Wird „der Bund einschließlich EG im kommen- 
den Jahr 1986 mit rund 7,5 Milliarden DM weni- 
ger Steuereinnahmen rechnen können" (wie der 
Parlamentarische Staatssekretär beim Bundes- 
minister der Finanzen, Dr, Häfele, am 14, März 
1985 im Deutschland-Union-Dienst geschrieben 
hat)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 3. April 

Die Ansätze der Steuereinnahmen für 1986 liegen nach den Ergebnissen 
des Arbeitskreises „Steuerschätzungen" vom März 1985 nach Bereini- 
gung um bestimmte Steuerrechtsänderungen für den Bund um gut 5 Mil- 
liarden DM, für den Bund einschließlich EG -Anteilen an Zöllen und am 
Umsatzsteueraufkommen um rund 7,5 Milharden DM unter den Ansät- 
zen der Schätzung vom Juni 1984. 

Der Bund wird 1986 auf Grund der Brüsseler Vereinbarungen über die 
EG-Eigenmittel rund 4,5 Milliarden DM mehr als 1985 an die EG ab- 
führen müssen. 


32. Abgeordnete 

Frau 

Terborg 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Entge- 
gennahme von Spenden zur Förderung der Ent- 
wicklungshilfe, insbesondere bei kommunalen 
Gebietskörperschaften, angesichts der Vielzahl 
der zumeist kleinen Spenden, zu einem unver- 
hältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand führt 
und zudem die vom Spender gewünschte Unmit- 
telbarkeit der Spende verhindert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 6. April 

Die Zuleitung von Spenden zur Förderung der Entwicklungshüfe an 
gemeinnützige Körperschaften über juristische Personen des öffenthchen 
Rechts oder öffenthche Dienststellen verursacht für die kommunalen 
Körperschaften keinen unverhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand. 
Nach einer Vereinfachungsregelung in Abschnitt 111 Abs. 5 der Einkom- 
mensteuer-Richtlinien genügt bei Spenden bis zu 100 DM je Spende, die 
über eine juristische Person des öffenthchen Rechts oder eine öffenthche 
DienststeUe gezahlt werden, der Zahlungsbeleg der Deutschen Bundes- 
post oder eines Kreditinstituts als Spendennachweis. Die Tätigkeit der 
kommunalen Gebietskörperschaften kann sich deshalb im wesenthchen 
auf das Sammeln der zumeist kleinen Spenden und die Weitergabe der 
gesammelten Beträge an die Entwicklungshüfeorganisation be- 
schränken. 

Außerdem ist die Arbeitsbelastung der Gebietskörperschaften durch die 
Abwicklung von Spenden zur Förderung der Entwicklungshilfe auch im 
Verhältnis zu ihrer Gesamtbelastung durch die Abwicklung von Spen- 
denzahlungen nur gering. Wie Spenden zur Förderung der Entwick- 
lungshüfe dürfen nämhch auch die weitaus meisten Spenden für andere 
gemeinnützige Zwecke steuerhch nur abgezogen werden, wenn sie an 
oder über eine juristische Person des öffenthchen Rechts oder eine öffent- 
hche DienststeUe geleistet werden (z. B. Spenden zur Förderung kulturel- 
ler Zwecke, der Heimatpflege, des Sports, des Umweltschutzes oder des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege). 


33. Abgeordnete 

Frau 

Terborg 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Entwick- 
lungshüfeorganisationen, die die Gewähr für 
eine zweckentsprechende Verwendung der 
Spenden bieten, die Berechtigung zur Ausstel- 
lung steuerhch wirksamer Spendenbescheini- 
gungen zu erteilen bzw. die notwendigen Maß- 
nahmen hierfür einzuleiten? 


15 



Drucksache 10/3176 


Deutsdxer Bundestag — 10, Wahlperiode 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 6. April 

Die obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder haben auf 
Grund entsprechender Forderungen in den letzten Jahren wiederholt 
geprüft, ob den Entwicklungshilfeorganisationen allgemein die Berechti- 
gung zum unmittelbaren Empfang steuerbegünstigter Spenden erteilt 
werden könnte. Sie haben dies aus den genannten Gründen stets abge- 
lehnt. 

Im übrigen ist eine zweckentsprechende Verwendung aller Mittel gesetz- 
liche Voraussetzung für die Anerkennung der Gemeinnützigkeit von 
Körperschaften und damit auch für die Berechtigung zum mittelbaren 
Empfang steuerbegünstigter Spenden. 


Stimmt die Bundesregierung zu, daß die Harmo- 
nisierung der Mehrwertsteuersätze zwischen 
den Mitgliedstaaten der EG finanztechnisch ein 
ähnlicher Vorgang ist wie seinerzeit der Abbau 
der Binnenzölle innerhalb der Gemeinschaft, 
und welche Initiativen hat sie seit ihrem Amtsan- 
tritt unternommen, um die Mehrwertsteuerhar- 
monisierung zumindest bei den sogenannten 
Normalsätzen im Interesse der Verbraucher und 
Bürger voranzutreiben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 6. April 

Die Harmonisierung der Umsatzsteuersätze innerhalb der EG ist mit dem 
seinerzeitigen Abbau der Binnenzölle in der Gemeinschaft - auch finanz- 
technisch- nicht vergleichbar. Anders als die Binnenzölle wird die 
Umsatzsteuer beibehalten. Für die Steuersatzharmonisierung muß nicht 
nur festgelegt werden, welche Umsätze einem anderen als dem allgemei- 
nen Steuersatz unterliegen sollen. Sie erfordert darüber hinaus eine 
Einigung über die Zahl und Höhe der Steuersätze. Gerade hier bestehen 
aber erhebliche Unterschiede in den Rechtsvorschriften der Mitghedstaa- 
ten. Diese Unterschiede können insbesondere wegen der haushaltsmäßi- 
gen, wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen nicht kurzfristig besei- 
tigt werden. 

Der Deutsche Bundestag hat sich bereits anläßhch der Beratung des 
Umsatzsteuergesetzes 1980, durch das die 6. EG-Richthnie zur Harmoni- 
sierung der Umsatzsteuern ins deutsche Recht übernommen wurde, auch 
mit der weiteren Umsatzsteuerharmonisierung befaßt. Er hat die dama- 
lige Bundesregierung auf Antrag der Fraktion der CDU/CSU aufgefor- 
dert, sich im Rahmen der EG dafür einzusetzen, daß diejenigen Umsätze, 
für die ein vom allgemeinen Steuersatz abweichender Steuersatz gelten 
soll, baldmöglichst durch eine Richtlinie der EG für alle Mitghedstaaten 
einheitlich bestimmt werden (Drucksache 8/2827, Seite 3). Diese Ent- 
schließung ist der EG-Kommission zugeleitet worden. Die amtierende 
Bundesregierung hat die EG-Kommission wiederholt an dieses Anhegen 
erinnert, da es Sache der Kommission ist, hierzu einen entsprechenden 
Richtlinienvorschlag zu unterbreiten. Solange dieser Vorschlag nicht 
vorliegt, können die Regierungen der EG-Mitghedstaaten die Harmoni- 
sierung der Steuersätze nicht weiterbringen. 


34. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 

(SPD) 


35. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung, angesichts der euro- 
päisch und sogar zum Teil weltweit organisierten 
Drogenhändler, die in der Bundesrepubhk 
Deutschland tätigen Behörden, wie etwa die 


16 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/3176 


Zollfahndung, für technisch modern genug und 
vielfältig genug ausgerüstet, und weiche Pläne 
hat sie, z. B. die Zollfahndung in absehbarer 
Zeit durch an den Binnen grenzen entbehrlich 
werdende Zoll- oder Bundesgrenzschutzbeamte 
- gegebenenfalls nach kurzer Übergangsausbil- 
dung - zu verstärken? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Tietmeyer 
vom 10. April 

Derzeit werden keine Überlegungen angestellt, die Zollfahndung wegen 
des geplanten Abbaus der Grenzkontrollen durch Abfertigungsbeamte 
von den Binnengrenzen zu verstärken, da es sich noch nicht absehen läßt, 
wann und in welchem Umfang diese Beamten entbehrt werden können. 
Die Angleichung der Steuer-, Paß- und Ausländergesetze, die den Abbau 
der Kontrollen an den Binnengrenzen erst erlauben würde, ist mit Sicher- 
heit nur langfristig möglich. 

Unabhängig davon wird die Personalausstattung der Zollfahndung stän- 
dig der Aufgabenstellung entsprechend überprüft. So sind dem Zollfahn- 
dungsdienst seit dem 1. Januar 1984 weitere 22 Stellen zugewiesen wor- 
den, und am 1. Mai 1985 wird eine weitere Zollfahndungszweigstelle 
in Passau eingerichtet werden. Diese Maßnahmen sind nicht zuletzt auf 
das Ansteigen des Rauschgiftschmuggels zurückzuführen. 

Die technische Ausstattung aller mit der Rauschgiftbekämpfung befaßten 
Dienstzweige der Zollverwaltung - also nicht nur des Zollfahndungsdien- 
stes- ist trotz der angespannten Haushaltstage laufend den aktuellen 
Bedürfnissen angepaßt worden. Dies soll in Zukunft fortgesetzt werden. 

36. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


37. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 6. April 

Der Entwurf eines Gesetzes über steuerliche Maßnahmen zur Förderung 
des schadstoffarmen Personenkraftwagens sieht für schadstoffarme Per- 
sonenkraftwagen eine zeitlich begrenzte, nach dem Hubraum gestaffelte 
Steuerbefreiung vor. Die Bundesregierung hat jedoch bereits am 
23. Januar 1985 eine Erweiterung der steuerlichen Fördermaßnahmen 
auf umgerüstete herkömmhche Fahrzeuge beschlossen, um möglichst 
rasch und umfassend den Schadstoffausstoß des herkömmlichen Fahr- 
zeugbestandes zu mindern. Zu diesem Zweck sollen auch Personenkraft- 
wagen in die steuerliche Förderung einbezogen werden, die im Vergleich 
zu den schadstoffarmen Fahrzeugen schwächere Grenzwerte einhalten 
(sogenannte bedingt schadstoffarme Personenkraftwagen). 


Kann die Bundesregierung mitt eilen, ob daran 
gedacht wird, im vorliegenden Entwurf eines 
Gesetzes über die steuerlichen Maßnahmen zur 
Förderung des schadstoffarmen Personenkraft- 
wagens generell auch Kraftfahrzeuge steuerlich 
zu berücksichtigen, die die Voraussetzungen 
einer Schadstoffminderung erfüllen? 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß eine 
entsprechende erweiterte Regelung zu einer er- 
heblichen Minderung von Schadstoffausstoß bei 
öffentlichen Fahrzeugparks, z. B. bei Gemein- 
den, führen und schon deshalb einengende Re- 
gelungen für die Befreiung von der Kraftfahr- 
zeugsteuer für Personenkraftwagen vermieden 
werden sollten? 
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Auf Grund des Ergebnisses des Brüsseler Umweltrates vom 20./21. März 
1985 wird das Steuerkonzept der Bundesregierung in einigen Punkten 
angepaßt. An der Entscheidung, auch Kraftfahrzeuge steuerlich zu för- 
dern, die gegenüber den herkömmlichen Fahrzeugen eine Schadstoff- 
minderung aufweisen, wird jedoch festgehalten. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die steuerliche Förderung 
bedingt schadstoffarmer Personenkraftwagen zu einer erheblichen Min- 
derung des Schadstoffausstoßes nicht nur beim öffentlichen, sondern 
auch beim privaten Fahrzeugpark führen wird. 


38. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Bedeutet die Antwort des Bundesministers der 
Finanzen in einem Interview mit der Deutschen 
Steuergewerkschaft („Ich habe mich bisher für 
den Weg des gezielten Abbaus von Steuerver- 
günstigungen eingesetzt. So habe ich bei den 
Vorarbeiten zum Entwurf des Steuersenkungs- 
gesetzes auch den Abbau einer Reihe von steu- 
erlichen Sonderregelungen vorgeschlagen. Ich 
werde darauf wieder zurückkommen."), daß je- 
de der damals vorgesehenen Maßnahmen, wie 
Aufhebung der Sonderabschreibung von 
10 V. H. für kleine und mittlere Betriebe, der 
Freibetrag für die freien Berufe, die Steuerfrei- 
heit von Zuschlägen für Sonntags-, Feiertags- 
und Nachtarbeit, weiterhin verfolgt wird, und 
welche Finanzhüfen sollen auf der Ausgaben- 
seite abgebaut werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 6. April 

Der Bundesminister der Finanzen hatte im März 1984 vorgeschlagen, die 
Einkommen- und Lohnsteuer in einer Größenordnung von gut 25 Milliar- 
den DM zu senken. Zur Finanzierung sollten steuerliche Vergünstigun- 
gen in einem Umfang von mindestens 3 MiUiarden DM abgebaut 
werden. 

Die damaligen Vorschläge zum Abbau von Steuervergünstigungen und 
steuerlichen Sonderregelungen fanden kaum Unterstützung. Zahlreiche 
Verbände und Gruppierungen machten die Verteidigung von steuerli- 
chen Sondervorschriften für ihre Mitglieder zum Eckpunkt für die Ge- 
samtdebatte. 

Mit dem Hinweis auf seine früheren Vorschläge in dem bezeichneten 
Interview wollte der Bundesminister der Finanzen verdeuttichen, daß der 
Abbau von steuerlichen Sonderregelungen auf der Tagesordnung bleibt. 
Weitere Steuerentlastungen und eine wachstumsorientierte Umschich- 
tung des Steuersystems in der nächsten Legislaturperiode sollen mit 
einem Abbau von Steuervergünstigungen verbunden werden. Arbeit- 
nehmer, Unternehmer und freie Berufe werden den Vorteü haben, wenn 
Sondervergünstigungen abgebaut und dafür niedrigere Tarife erreicht 
werden. Ein solches Konzept enthält zugleich Steuervereinfachungen. 

Über den weiteren Abbau von Finanzhilfen wird die Bundesregierung 
noch vor der parlamentarischen Sommerpause nach dem im Grundgesetz 
und in der Bundeshaushaltsordnung geregelten und ständig geübten 
Verfahren entscheiden. 
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39. Abgeordnete 

Frau 

Roitzsch 

(Quickborn) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß künftig Scheidungskosten nicht mehr als 
außergewöhnliche Belastung nach § 33 EStG 
von der Lohn- bzw. Einkommensteuer absetzbar 
sein sollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfeie 
vom 6. April 


Nach Auffassung der Bundesregierung sind Kosten einer Ehescheidung 
auch künftig als außergewöhnliche Belastung im Rahmen des § 33 EStG 
zu berücksichtigen. Die Einkommenbesteuerung richtet sich am Maßstab 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen aus. Daraus 
ergibt sich, daß auch private Ausgaben einkommensteuerlich von Bedeu- 
tung sind, wenn sie für den Steuerpflichtigen unvermeidbar sind (Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom 3. November 1982 - BStBl 1982 II 
S. 717 [725]). 

Die Kosten einer Ehescheidung erwachsen zwangsläufig im Sinne des 
§ 33 Abs. 2 EStG; der Steuerpflichtige kann sich ihnen aus rechtlichen 
Gründen nicht entziehen. Sie mindern seine finanzielle Leistungsfähig- 
keit. Die Berücksichtigung von Ehescheidüngskosten als außergewöhnli- 
che Belastung nach § 33 EStG entspricht mithin den vom Bundesverfas- 
sungsgericht zur Einkommenbesteuerung auf gestellten Grundsätzen und 
der ständigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (vgl. zum Beispiel 
Urteil vom 2. Oktober 1981 BStBl 1982 II S. 116). 


40. Abgeordnete 

Frau 

Roitzsch 

(Quickborn) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, statt dessen jun- 
gen Paaren bei Heirat die Kosten für die Haus- 
haltsgründung als außergewöhnliche Belastung 
nach § 33 EStG von der Lohn- bzw. Einkommen- 
steuer anzuerkennen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfeie 
vom 6. April 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich der Auffassung, daß keine neuen 
Begünstigungstatbestände geschaffen werden sollen, sondern daß vor- 
handene Mittel für die Senkung der allgemeinen Steuerbelastung ver- 
wandt werden sollen. Die Kosten einer Haushaltsgründung könnten im 
übrigen auch nicht als außergewöhnliche Belastung berücksichtigt wer- 
den. Zu den Kosten für die Haushaltsgründung junger Ehepaare gehören 
insbesondere Aufwendungen für die Anschaffung von Möbeln und son- 
stigem Hausrat. Durch Aufwendungen, bei denen der Steuerpflichtige 
einen Gegenwert erhält, wird das Einkommen des Steuerpflichtigen nicht 
belastet. Es handelt sich vielmehr um einen Vorgang im Vermögensbe- 
reich, der grundsätzlich einkommensteuerrechtlich ohne Bedeutung ist. 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluß vom 13. Dezember 1966 
(BStBl 1967 III S. 106) diese vom Bundesfinanzhof in ständiger Rechtspre- 
chung getragene Auslegung des § 33 EStG gebüligt. 


41. Abgeordnete 

Frau 

Roitzsch 

(Quickborn) 

(CDU/CSU) 


Wieviel betrugen in den Jahren 1980 bis 1983 die 
Steuermindereinnahmen, die dem Staat aus § 33 
EStG entstanden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 6. April 

Die Steuermindereinnahmen, sie sich wegen der steuerlichen Berück- 
sichtigung der außergewöhnlichen Belastungen allgemeiner Art nach 
§ 33 EStG ergeben, werden wie folgt geschätzt: 

Für 1980 auf rund 260 Millionen DM, 
für 1981 auf rund 260 Mühonen DM, 
für 1982 auf rund 270 Millionen DM, 
für 1983 auf rund 280 Millionen DM. 

42. Abgeordnete 

Frau 
Roitzsch 
(Quickborn) 

(CDU/CSU) 


Bis zu welchem Betrag könnten junge Paare bei 
Heirat die Kosten der Haushaltsgründung nach 
§ 33 EStG als außergewöhnliche Belastung von 
der Lohn- bzw. Einkommensteuer ab setzen, so 
daß dem Bundesminister der Finanzen keine zu- 
sätzlichen Steuermindereinnahmen zugemutet 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 6. April 

Unter der Voraussetzung, daß die steuerliche Berücksichtigung von 
Scheidungskosten als außergewöhnhche Belastungen allgemeiner Art 
wegfallen könnte, ergäbe sich rechnerisch, daß nach grober Schätzung 
die Kosten der Haushaltsgründung im Falle der Heirat bis zu einem 
abziehbaren Höchstbetrag von 1 600 DM nach § 33 EStG berücksichtigt 
werden könnten, ohne daß sich dadurch das Steueraufkommen verän- 
dern würde. 


43. Abgeordneter 

Junghans 

(SPD) 


Warum ist in der aktuellen mittelfristigen Steuer- 
schätzung vom 11. bis 13. März 1985 im Unter- 
schied zur letzten mittelfristigen Schätzung vom 
Juni 1984 der erhöhte Ansatz für die EG-Mehr- 
wertsteuer-Eigenmittel in der Schätzung selbst 
bereits enthalten, obwohl für die erhöhte Abfüh- 
rung erst die Änderung des EG- Vertrages not- 
wendig ist, während andererseits nach Angaben 
der Bundesregierung der Steuerschätzung nur 
das jeweüs geltende Recht zugrunde gelegt 
wird? 


44. Abgeordneter 

Junghans 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 6. April 

Die Steuer Schätzungen erfolgen allgemein auf der Grundlage des jeweüs 
geltenden Steuerrechts. Fragen der Verteüung auf Ebenen berühren 
nicht die Höhe der Schätzung der Einzelsteuern oder der Gesamtsteuern. 
Nachdem die Bundesregierung bereits im Finanzplan des Bundes 1984 
bis 1988 ihrem festen politischen Willen zur Erweiterung der Europäi- 
schen Gemeinschaft durch den erhöhten Ansatz für die EG-Mehrwert- 


Von welchem Verfahrensstand der Vorbereitung 
von Steueränderungsgesetzen an veranlaßt die 
Bundesregierung den Arbeitskreis Steuerschät- 
zungen, neben dem geltenden Recht auch die 
pohtischen Entscheidungen der Bundesregie- 
rung, z. B. bei den finanziellen Auswirkungen 
von Steuersenkungen, zu berücksichtigen? 
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Steuer-Eigenmittel ab 1986 Ausdruck verliehen hatte, müßte die 
Geschäftsstelle des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ dies für die 
Schätzung vom März 1985 bei der Verteilung der geschätzten Steuerein- 
nahmen auf Bund und EG entsprechend berücksichtigen. 


45. Abgeordneter Ist die Berücksichtigung einer steuerfreien Auf- 

Dr. Stavenhagen Wandsentschädigung über den Kreis der begün- 

(CDU/CSU) stigten Übungsleiter in Sportvereinen hinaus 

auch für Helfer von Nachbarschaftseinrichtun- 
gen möglich, und wenn nein, warum nicht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 6. April 

Aufwandsentschädigungen nach § 3 Nr. 26 des Einkommensteuergeset- 
zes sind bis zu einem Betrag von 2400 DM im Kalenderjahr u. a. dann 
steuerfrei, wenn sie für eine nebenberufliche Tätigkeit als Übungsleiter, 
Ausbilder, Erzieher oder für eine vergleichbare Tätigkeit gezahlt werden. 
Diese Aufzählung läßt erkennen, daß nur solche Entgelte unter die 
Steuerbefreiung fallen, die für eine Tätigkeit im Bereich der Ausbildung 
oder Fortbüdung und Erziehung geleistet werden. Darunter fällt nicht die 
Tätigkeit im Bereich der Alten- und Krankenpflege oder der Hilfe für 
Behinderte, wie sie etwa von Vereinen betrieben wird, die sich als 
Nachbarschaftseinrichtungen bezeichnen, auch wenn dabei die übrigen 
Voraussetzungen des § 3 Nr. 26 des Einkommensteuergesetzes erfüllt 
sind. 


46. Abgeordneter 
Curdt 
(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß die Bundesre- 
gierung auf eine Rückzahlung auf den von ihr als 
Vorschuß zur Finanzierung der Lücke im EG- 
Haushalt 1985 zu zahlenden anteiligen deut- 
schen Beitrag verzichtet hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 6. April 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat sich am 21. März 1985 
über die Schließung der Finanzierungslücke im EG-Haushalt 1985 ge- 
einigt. Danach soll, sobald der unabweishche Mehrbedarf feststeht, in 
einem Regierungsabkommen die Deckung durch nicht rückzahlbare Vor- 
schüsse der Mitgliedstaaten geregelt werden. 

Im Interesse einer Einigung bei den Beitrittsverhandlungen, der Erhö- 
hung der Eigenmittel sowie der Entlastungsregelung zugunsten Großbi- 
tanniens für 1984 war es erforderlich, daß die Bundesregierung - wie 
auch die anderen Mitgliedstaaten - auf eine Rückzahlbarkeit der Vor- 
schüsse für 1985 verzichtet hat. 

Finanzielle Auswirkungen hat der Verzicht auf die Rückzahlbarkeit 
nicht, da im Falle einer Rückzahlung aus dem EG-Haushalt zunächst der 
Gemeinschaft die entsprechenden Mittel von den Mitgliedstaaten als 
Einnahmen zur Verfügung gestellt werden müßten, um sie dann als 
Ausgaben der Gemeinschaft wieder zu vereinnahmen. 


Welche Steigerungen (absolut und in v. H.) be- 
stehen in den einzelnen Jahren von 1978 bis 
1988 für die von der Bundesrepublik Deutsch- 
land an die EG abzuführenden Mehrwertsteuer- 
Eigenmittel nach Istzahlen bzw. Planungen? 


^ 47. Abgeordneter 
Poß 
(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 11. April 

Auf Grund einer Übergangsbestimmung im Beschluß über die eigenen 
Mittel der Europäischen Gemeinschaft führt die Bundesrepublik 
Deutschland erst seit 1980 Mehrwertsteuer- Eigenmittel ab. In den Jahren 
1978 und 1979 leistete die Bundesrepublik Deutschland Finanzbeiträge 
nach dem Bruttosozialprodukt. Setzt man die Finanzbeiträge den Mehr- 
wertsteuer-Eigenmitteln gleich, so sind die I Stabführungen für die Jahre 
1978 bis 1984 sowie die im Finanzplan vorgesehenen Mittel wie folgt: 

Steigerung zum Vorjahr 


1878 

5 248,4 Millionen DM 


V. H. 


absolut 


1979 

6 126,2 Millionen DM 


16,73 

877,8 

Mülionen 

DM 

1980 

6 094,7 Millionen DM 

- 

0,51 

31,5 

Millionen 

DM 

1981 

7 333,3 Mülionen DM 

-f 

20,32 

1 238,6 

Mülionen 

DM 

1982 

7 959,1 Millionen DM 

+ 

8,53 

625,8 

Millionen 

DM 

1983 

9 173,0 Millionen DM 

+ 

15,25 

1213,9 

Millionen 

DM 

1984 

9478,5 Millionen DM 


3,33 

305,5 

Millionen 

DM 

1985 

9 900,0 Mülionen DM 


4,45 

421,5 

Millionen 

DM 

1986 

14 200,0 Millionen DM 


43,43 

4 300,0 

Millionen 

DM 

1987 

15 300,0 MiUionen DM 

+ 

7,75 

1 100,0 

Mülionen 

DM 

1988 

16 200,0 Millionen DM 


5,88 

900,0 

Millionen 

DM 


Die starke Steigerung von 1985 auf 1986 ergibt sich aus der Erhöhung der 
Mehrwertsteuer- Eigenmittel von 1 v. H. der Bemessungsgrundlage auf 
1,4 V. H. der Bemessungsgrundlage, wobei für 1986 ein Ausschöpfungs- 
grad von 1,35 V. H. unterstellt wurde. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


48. Abgeordneter 
Marschewski 

(CDU/CSU) 


In welchem finanziellen Umfang - aufgeschlüs- 
selt nach Städten - wurde im Vergleich zu ande- 
ren Regionen des Bundesgebietes in den letzten 
Jahren Wirtschaftsförderung für das Ruhrgebiet 
geleistet? 


49. Abgeordneter 
Marschewski 


(CDU/CSU) 


In welchem finanziellen Umfang - aufgeschlüs- 
selt nach Bezirken - wurde im Vergleich zu an- 
deren Regionen des Bundesgebietes in den letz- 
ten Jahren Wirtschaftsförderung für das Ruhrge- 
biet geleistet? 


50. Abgeordneter 
Marschewski 
(CDU/CSU) 


In welchem finanziellen Umfang -- aufgeschlüs- 
selt nach Wirtschafts sp arten - wurde im Ver- 
gleich zu anderen Regionen des Bundesgebietes 
in den letzten Jahren Wirtschaftsförderung für 
das Ruhrgebiet geleistet? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 4. April 

Die Bundesregierung beteiligt sich an regionalen Wirtschaftsförderungs- 
maßnahmen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschafts Struktur Bund und Länder stellen gemeinsam 
den Rahmenplan für die Gemeinschaftsaufgabe auf und teilen sich die 
Finanzierung. 
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Eine Regionalisierung der verausgabten Mittel ist für die Ebene der 
Bundesländer, der 18 „Regionalen Aktionsprogramme", der Kreise und 
Städte vorhanden. 

Weiterhin ist bekannt, in welchen Städten Investitionsvorhaben aus dem 
Stahl-Standorteprogramm gefördert wurden. 

Die erfragte Aufschlüsselung der Mittel für Wirtschaftsförderung nach 
Branchen ist nicht verfügbar. Ebensowenig können vom Bund Zahlenan- 
gaben über die landeseigene Regionalförderung gemacht werden. 

Im ganzen Bundesgebiet wurden im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" im Zeitraum vom 
1. Januar 1972 bis zum 31. Dezember 1984 für gewerbliche Investitionen 
4 012,84 Millionen DM und für Infrastrukturmaßnahmen 4 044,63 Millio- 
nen DM bewilligt. 

Davon entfielen auf das Bundesland Nordrhein-Westfalen für gewerbli- 
che Investitionen 516,10 Millionen DM und für Infrastrukturmaßnahmen 
88,78 Millionen DM. Dies entspricht einem Anteü von rund 12,9 v. H. 
bzw. rund 2,2 v. H. 

Neben den Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsaufgabe sind für die 
Investitionen der gewerblichen Wirtschaft schätzungsweise etwa 
550 Millionen DM an Investitionszulagen in Nordrhein-Westfalen gezahlt 
worden. Eine genaue Ermittlung des Betrages ist allerdings nicht mög- 
lich, da die Zulagen von den Finanzämtern festgesetzt werden. 

Von den nach Nordrhein-Westfalen geflossenen Mitteln entfielen wie- 
derum auf die „Regionalen Aktionsprogramme" Nördliches Ruhrge- 
biet — Niederrhein — Westmünsterland, Nordeifel — Mönchengladbach — 
Heinsberg und Brilon — Höxter, die innerhalb des Landes Nordrhein - 
Westfalen hegen, für gewerbhche Investitionen 327,06 Mülionen DM 
und für Infrastrukturmaßn ahmen 64,83 MiUionen DM. In den Bereich 
„Nördliches Ruhrgebiet — Niederrhein — Westmünsterland" flössen 
davon 228,72 Milhonen DM bzw. 36,28 Milhonen DM. Dies entspricht 
einem Anteil von rund 44,3 v. H. bzw. rund 40,9 v. H. der auf Nordrhein- 
Westfalen fahenden Mittel aus der Gemeinschaftsaufgabe. 

In diesem regionalen Aktionsprogramm wurden schätzungsweise rund 
425 Milhonen DM an Investition sziüagen gezahlt. 

Die Kreisfreien Städte und Landkreise des Ruhrgebietes waren mit 
172,88 Millionen DM (gewerbhche Investitionen) bzw. 14,26 Millionen 
DM (Infrastrukturmaßnahmen) berteUigt. 

Vergleiche mit den bewilhgten Mitteln für andere Gebietseinheiten 
innerhalb der Gemeinschaftsaufgabe, die über die in den Anlagen aufge- 
führten Daten hinausgehen, sind nur nach Abschluß eines sehr aufwendi- 
gen Verfahrens möglich. 

Wegen der jeweils unterschiedlichen regionalen Gegebenheiten wären 
solche Zahlenangaben auch nur höchst begrenzt aussagefähig. 

Im Rahmen des Stahl- Standorteprogramms wurden in den in Frage kom- 
menden Städten des Landes Nordrhein-Westfalen für Investitionsvorha- 
ben bis zum 31. Dezember 1984 steuerhche Investitionszulagen von ins- 
gesamt rund 108 Millionen DM in Aussicht gestellt oder ausbezahlt. 


51. Abgeordneter 
Lintner 
(CDU/CSU) 


Welche konkreten Folgen haben die von der EG- 
Kommission erhobenen Bedenken gegen die 
Förderungsprogramme FuE-Personalkostenzu- 
schuß und FuE-Zuwachsförderung für die An- 
tragsteller? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 3. April 

In ihrer Begründung zur Eröffnung des Beihilfeprüfungsverfahrens 
erhebt die Kommission der EG Einwände gegen Details der Ausgestal- 
tung des Förderkonzepts. Der Bundesregierung liegen indessen keine 
Anhaltspunkte dafür vor, daß die Fördermaßnahme als solche in Frage 
gestellt wird. 

Die Bundesregierung rechnet damit, daß das Verfahren mehrere Monate 
in Anspruch nimmt. Bis zum Abschluß des Verfahrens können keine 
Anträge gestellt werden. Das ist aber für die meisten Firmen ohne 
Belang, weü erfahrungsgemäß zwei Drittel der Anträge erst im Septem- 
ber eingereicht werden. Fällt die Entscheidung der Kommission nicht vor 
Beginn der Ferienzeit, wird die Antragsfrist (bisher 30. September) ver- 
längert werden. 

52. Abgeordneter Wie werden Anträge, die das Jahr 1984 betref- 

Lintner fen, behandelt? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 3. April 

Anträge, die im Laufe des Jahres 1984 bei der AIF gestellt wurden, 
werden nach Maßgabe der Bestimmungen der Richtlinie „FuE-Personal“ 
vom 1. Januar 1984 -veröffentlicht im Bundesanzeiger Nr. 34 vom 
17. Februar 1984 - behandelt und bei Vorliegen der Fördervoraussetzun- 
gen bewilligt. Die Entscheidung der EG-Kommission hat keine Folgen für 
die noch nicht abgerechneten Anträge aus dem vergangenen Jahr. 


53. Abgeordneter In welchem Verhältnis stehen Import- und Ex- 

Kohn portanteile der Bundesrepublik Deutschland bei 

(FDP) Umweltschutz technologien zueinander? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 10. April 

Produktion, Exporte und Importe von Umweltschutztechnologien werden 
in der Bundesrepublik Deutschland statistisch nicht erfaßt. Es muß daher 
auf Werte zurückgegriffen werden, die das Info-Institut im Jahr 1980 
durch Umfragen und Hochrechnungen ermittelt hat. Danach wurde 1980 
in der Umweltschutzindustrie ohne Bauleistungen ein Gesamtumsatz von 
12 Milliarden DM erzielt, wovon rund 3 Milliarden DM (25 v. H.) auf 
Exporte entfielen. 

Die Inlandsnachfrage betrug mindestens 15 Milliarden DM (einschließ- 
lich Bauleistungen). Hiervon wurden für ca. 10,7 Milliarden DM Investi- 
tionsgüterkäufe getätigt, wovon rund 250 Millionen DM (rund 2,5 v. H.) 
importiert wurden. 

54. Abgeordneter 

Wolfram 
(Recklinghausen) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Aussagen des 
Bundesministers der Finanzen, Dr. Stoltenberg, 
bei seinem letzten Besuch bei den Saarbergwer- 
ken zu konkretisieren, „er könne nicht sagen, 
daß wir den Hüttenvertrag in seiner jetzigen 
Form verlängern werden, es aber nicht zu einem 
ersatzlosen Wegfall kommen werde", und ist 
nach wie vor zu befürchten, daß die Bundesre- 
gierung für Kokslieferungen in die Länder der 
EG die Kokskohlenbeihilfe nicht mehr gewähren 
will? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 3. April 

Die Bundesregierung hat sich zur Neuregelung des Hüttenvertrages und 
der weiteren Unterstützung des Einsatzes heimischer Kokskohle in der 
Stahlindustrie klar geäußert. Der Bundeskanzler hat anläßlich des Kon- 
gresses der IG Bergbau und Energie am 26. November 1984 in Dortmund 
zugesagt, die Wettbewerbsposition der deutschen Kokskohle auch in 
Zukunft zu unterstützen, wobei aber auch andere politische Anforderun- 
gen berücksichtigt werden müssen. 

Konkretere Aussagen über die Ausgestaltung einer Anschlußregelung 
zum Hüttenvertrag für die Zeit ab 1989 kann die Bundesregierung ange- 
sichts des Verhandlungsstandes zwischen den wirtschaftlich Beteiligten 
gegenwärtig nicht treffen; gleiches güt auch für die Behandlung der 
künftigen Kokskohlelieferungen an die Stahlindustrie in den übrigen EG- 
Ländern. 

Die Bundesregierung muß bei ihren Entscheidungen, die erhebliche 
finanzielle Aufwendungen für die öffentliche Hand bedeuten, alle 
wesentlichen Randbedingungen kennen und berücksichtigen. Diese 
Beurteilungsbasis hat die Bundesregierung erst, wenn insbesondere die 
Partner des Hüttenvertrages ein gemeinsames Konzept für eine 
Anschlußregelung vorgelegt haben. Dies ist derzeit nicht der Fall. Die 
Vertragspartner verhandeln mit dem Ziel, den Hüttenvertrag nicht in 
seiner jetzigen Form zu verlängern. Eine Anschlußregelung soll wesentli- 
che Änderungen enthalten. Die Beteiligten selbst haben sich für ihre 
Verhandlungen einen Abschlußtermin zum 30. Juni 1985 gesetzt, aber 
für den Fall seiner Nichteinhaltung eine Sprechklausel vereinbart. 


55. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung umgehend in Brüssel 
gegen Pläne der EG-Kommission protestieren, 
das gegenwärtige energiepolitische Beihüfe- 
system umzustellen und die Schließung von 
etwa einem Drittel der EG -Kohlezechen anzu- 
streben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 3. April 

Es gibt noch keine offiziellen Pläne der EG-Kommission zur Neuregelung 
der Ende 1985 auslaufenden „allgemeinen Beihilfeentscheidung“ 
Nr. 528/76/EGKS. Zur Vorbereitung dieser Entscheidung und Meinungs- 
büdung auf der politischen Ebene der Kommission erstellt die Generaldi- 
rektion Energie gegenwärtig die notwendigen Fachunterlagen. Ein erstes 
Arbeitspapier hat - wie ein Kommissionssprecher kürzlich offiziell 
erklärte - keinen amtlichen Charakter und ist noch nicht zwischen den 
zuständigen Kommissaren besprochen worden. Eine Entscheidung der 
Kommission wird nicht vor Mitte bis Ende Mai dieses Jahres erwartet. 
Eine erste Orientierungsdebatte im Rat wäre somit frühestens im Juni 
1985 möglich. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft hat mit den zuständigen Dienst- 
stellen der Kommission Gespräche aufgenommen, um möglichst frühzei- 
tig die Vorstellungen der Kommission zu erfahren und die deutschen 
Vorstellungen einzubringen. 

Ziel der Bundesregierung ist, die europäischen Problembedingungen für 
die Kohlebeihüfepolitik so zu gestalten, daß die deutsche Kohlepolitik 
auch zukünftig entsprechend unseren nationalen Notwendigkeiten ver- 
wirklicht werden kann. 


25 




Drucksache 10/3176 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


56. Abgeordneter 

Hinsken 


(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die katastrophale Arbeitsmarktlage im 
Bereich Viechtach mit einer Arbeitslosenquote 
von zur Zeit 38,5 v. H. zu mildern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 10. April 

Der Arbeitsmarkt im Bereich der Arbeitsamts-Nebenstelle Viechtach ist 
- wie der Arbeitsmarkt in Ostbayern insgesamt - traditionell durch starke 
saisonale Schwankungen geprägt. Die Arbeitslosenquote während der 
Wintermonate (z. B. Februar 1985: 38,4 v. H.) ist oft zwei- bis dreimal 
höher als in den Sommermonaten (z. B. Juni/Juli 1984: 12,3 v. H.). 

Dies ist vor allem auf die besonderen Witterungsprobleme in dieser 
Region während des Winterhalbjahres zurückzuführen und auf die große 
Bedeutung witterungsabhängiger Wirtschaftszweige wie das Bauge- 
werbe sowie Steine und Erden. 

Um den Arbeitslosen-Versicherungsschutz für Saisonarbeitnehmer auf 
witterungsabhängigen Arbeitsplätzen in Gebieten mit besonderen Witte- 
rungsproblemen zu verbessern, wurde das Arbeitsförderungsgesetz (ins- 
besondere §§ 104 ff. AFG) geändert. Diese Änderung ist am 15. Oktober 
1984 in Kraft getreten. Sie sieht insbesondere die Herabsetzung der 
Anwartschaftszeit für Saisonarbeitnehmer für den Bezug von Arbeitslo- 
sengeld von acht auf sechs Monate vor. 

Soweit die Bundesregierung für engbegrenzte regionale Arbeitsmarkt- 
probleme Verantwortung mitträgt, sieht sie im Instrumentarium der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts Struk- 
tur" die Mögüchkeit, regionale Arbeitslosigkeit zu mildern. 


57. Abgeordneter 

Louven 


(CDU/CSU) 


Sind die nach den Brüsseler Beschlüssen geäu- 
ßerten Befürchtungen der Wirtschaftsvereini- 
gung Eisen- und Stahlindustrie Nordrhein-West- 
falen gerechtfertigt, wonach Nachteile mit er- 
heblichen Wettbewerbsverzerrungen für die 
Stahlindustrie nunmehr neu auftreten, und wenn 
ja, war das angesichts der ohnehin großen 
Schwierigkeiten in diesem Industriebereich 
nicht zu verhindern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 10. April 

Die EG-Ratsbeschlüsse vom 27. März 1985 verursachen keine Nachteile 
mit neuen Wettbewerbsverzerrungen für die deutsche Stahlindustrie. Sie 
helfen vielmehr, derartige Nachteile zu verhindern. 

Vier Mitgliedstaaten der EG waren im Begriff, ihre Stahlbeihilfen über 
das bereits genehmigte Volumen hinaus kräftig aufzustocken. Es drohte 
auch eine Zahlung von Hilfen über Ende 1985 hinaus. Drei Mitgliedstaa- 
ten lehnten es gleichzeitig ab, als Gegenleistung für die zusätzlichen 
Beihilfen Kapazitäten stülzulegen. Die Stillegung weiterer Stahlkapazitä- 
ten in der Europäischen Gemeinschaft ist aber angesichts der beträchtli- 
chen Überkapazitäten dringend geboten. 

Diese Ausgangslage voller Risiken macht deutlich, daß es mit dem Brüs- 
seler Kompromiß gelungen ist, die ganz anders gearteten Interessen 
einzelner Mitgliedstaaten einzufangen. Dies wird sich auch für die deut- 
sche Stahlindustrie positiv aus wirken. 
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Der stahlrat hat insbesondere bestätigt, daß nach 1985 Hilfen an Stahlun- 
ternehmen nicht mehr gezahlt werden dürfen. Die Genehmigung zusätz- 
Ücher Beihilfen im Jahr 1985 wird an Artikel 2 des geltenden Subven- 
tionskodexes geknüpft, der die Genehmigung von Beihilfen an Kapazi- 
tätsabbau bindet. Damit wird der für die Bundesregierung unverzicht- 
bare Grundsatz „Beihilfen nur bei Kapazitätsabbau“ auch für alle zu- 
sätzlichen Beihilfen festgeschrieben. Zusätzliche Kapazitätsabbau- 
maßnahmen sollen allerdings zeitlich so erfolgen, daß sie die gegenwär- 
tig laufenden Restrukturierungsprogramme nicht gefährden. 

Mit den Beschlüssen sind wesentliche deutsche Positionen unter Berück- 
sichtigung des Interesses an der Aufrechterhaltung des gemeinsamen 
Stahlmarktes durchgesetzt worden. Sie sind ein erheblicher Beitrag 
dafür, daß der europäische Stahlmarkt 1986 wieder zu Wettbewerbsbe- 
dingungen ohne Subventionen zurückkehren kann und liegen deshalb 
auch im Interesse der deutschen Stahlindustrie. 


58. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung nach den neuesten 

Louven Entscheidungen Stahlstandorte in der Bundesre- 

(CDU/CSU) publik Deutschland gefährdet? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 10, April 

Wie aus der Antwort zu Frage 57 hervorgeht, werden die Brüsseler 
Beschlüsse dazu beitragen, weitere Wettbewerbsverzerrungen infolge 
zusätzücher Subventionen einiger Mitgliedstaaten zu vermeiden. Die 
Bundesregierung geht deshalb davon aus, daß durch die neuesten Ent- 
scheidungen in Brüssel Stahlstandorte in der BundesrepubÜk Deutsch- 
land nicht gefährdet sind. 

Unabhängig von den Brüsseler Beschlüssen bestehen aber nach den 
Berechnungen der EG-Kommission Ende 1985 noch Überkapazitäten in 
der EG in Höhe von ca. 20 Millionen Tonnen, obwohl die EG-Mitglied- 
staaten bereits Kapazitäten in erheblichem Umfang abgebaut haben und 
auf Grund der bisherigen Forderungen der EG-Kommission noch 
abbauen werden. Auch deutsche Unternehmen werden daher weiterhin 
dem Anpassungsdruck ausgesetzt sein und alle sich bietenden Rationali- 
sierungsmöglichkeiten nutzen müssen. 

Andererseits ist nicht zu übersehen, daß die deutschen Unternehmen in 
ihrer Umstrukturierung bereits weit fortgeschritten sind. Dadurch hat die 
deutsche Stahlindustrie insgesamt ihre internationale Wettbewerbsfä- 
higkeit ausgebaut und erhöht. Wie der Presse zu entnehmen ist, hat sich 
dies auch günstig auf die Ertragslage einiger Unternehmen ausgewirkt. 


59. Abgeordneter 

Dr. Göhner 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung aus wirtschaftspoliti- 
schen Gründen eine Möglichkeit des Wegfalls 
oder einer Verringerung der Umsatzsteuerrück- 
vergütung für die DDR-Bezüge angesichts der 
Tatsache, daß zahlreiche DDR-Produkte, z. B. 
bei Möbeln, zu Dumping-Preisen in die Bundes- 
republik Deutschland geliefert und durch die 
Umsatzsteuerrückvergütung preislich noch wei- 
terbegünstigt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 10. April 


Der innerdeutsche Handel unterliegt seit dem 1. Januar 1968 einer 
umsatzsteuerüchen Sonderbehandlung. Die besondere Umsatzsteuerre- 
gelung sollte ursprünglich nachteilige Auswirkungen, die sich sonst 
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durch die Einführung des Mehrwertsteuersystems für den innerdeut- 
schen Handel ergeben hätten, verhindern. Heute hat sie insbesondere 
den Sinn, diesen Handel zu fördern sowie den Waren- und Dienstlei- 
stungsverkehr mit der DDR auf möglichst hohem Niveau im Gleichge- 
wicht zu halten. Die besondere Umsatzsteuerbehandlung des Wirt- 
schaftsverkehrs mit der DDR sollte daher - auch mit Rücksicht auf die 
innerdeutschen Beziehungen insgesamt - derzeit nicht geändert werden. 

Gegen marktschädigende Preise bei DDR-Bezügen bieten das Berliner 
Abkommen und die Vorschriften über den innderdeutschen Handel eine 
Reihe von Abwehrmöglichkeiten, von Interventionen der Treuhandstelle 
für Industrie und Handel in deren turnusmäßigen Verhandlungen mit 
dem Ministerium für Außenhandel der DDR bis hin zur Kontingentierung 
besonders sensibler Waren. Handelspolitischen Beschränkungen geht in 
der Regel ein Preisprüfungsverfahren voraus, das von den betroffenen 
Unternehmen oder Wirtschaf tsverbänden beim Bundesamt für gewerbli- 
che Wirtschaft beantragt werden kann. Dieses Instrumentarium reicht 
aus, um auftretende Probleme zu lösen. 


60. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
von in Landern der Europäischen Gemeinschaft 
getroffenen Maßnahmen, um Einzelhandelsbe- 
triebe in ihrer Existenzfähigkeit zu erhalten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 10. April 

Der Bundesregierung liegt eine Veröffentlichung der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften aus dem Jahr 1981 über die Maßnahmen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften im Bereich des 
Handels vor. 

Diese Studie berücksichtigt Regelungen der damaligen neun Mitglied- 
staaten im Bereich der Wettbewerbspolitik, des Niederlassungsrechts, 
des Mietrechts, des Steuerrechts, der Finanzierungshüfe, der Sozialpoli- 
tik sowie der Berufsaus- und -fortbildung. 

Daraus ergibt sich, daß in allen neun MitgÜedstaaten kleinen und mittle- 
ren Handelsunternehmen Finanzierungshilfen für bestimmte Investitio- 
nen zur Sicherung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit gewährt 
werden. Darüber hinaus werden in den MitgÜedstaaten durch öffentliche 
Zuschüsse die Durchführung von Betriebsberatungen gefördert. Neben 
diesen direkten Hilfen sind die Mitgliedstaaten bestrebt, durch eine 
entsprechende Gestaltung der wettbewerbsrechtlichen, steuerrechtli- 
chen, sozialpolitischen sowie der sonstigen Rahmenbedingungen die 
Marktposition kleiner und mittlerer Unternehmen zu sichern. 


61. Abgeordneter 
Günther 
(CDU/CSU) 


Wie wirken sich die neuesten Beschlüsse bzw. 
Festlegungen der EG in Sachen Stahlsubven- 
tionen im einzelnen auf die Situation der deut- 
schen Stahündustrie aus, und ist die Bundesre- 
gierung bereit, eventuelle Nachteile gegenüber 
der Erwartung, die vor der neuen Beschlußlage 
vorhanden waren, auszugleichen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 11. April 

Die EG-Ratsbeschlüsse vom 27. März 1985 bringen keine Nachteile für 
die deutsche Stahlindustrie. Sie helfen vielmehr, Nachteile zu verhin- 
dern. 

Vier Mitgliedstaaten der EG waren im Begriff, ihre Stahlbeihilfen über 
das bereits genehmigte Volumen hinaus kräftig aufzustocken. Es drohte 
auch eine Zahlung von Hilfen über Ende 1985 hinaus. Drei Mitgliedstaa- 
ten lehnten es gleichzeitig ab, als Gegenleistung für die zusätzlichen 
Beihilfen Kapazitäten stillzulegen. Die Stillegung weiterer Stahlkapazitä- 
ten in der Europäischen Gemeinschaft ist aber angesichts der beträchtli- 
chen Überkapazitäten dringend geboten. 

Diese Ausgangslage voller Risiken macht deutlich, daß es mit dem Brüs- 
seler Kompromiß gelungen ist, die ganz anders gearteten Interessen 
einzelner Mitgliedstaaten einzufangen. Dies wird sich auch für die deut- 
sche Stahlindustrie positiv auswirken. 

Der Stahlrat hat insbesondere bestätigt, daß nach 1985 Hilfen an Stahlun- 
temehmen nicht mehr gezahlt werden dürfen. Die Genehmigung zusätz- 
licher Beihilfen im Jahr 1985 wird an Artikel 2 des geltenden Subven- 
tionskodexes geknüpft, der die Genehmigung von Beihilfen an Kapazi- 
tätsabbau bindet. Damit wird der für die Bundesregierung unverzicht- 
bare Grundsatz „Beihilfen nur bei Kapazitätsabbau“ auch für alle zu- 
sätzlichen Beihilfen festgeschrieben. Zusätzhche Kapazitätsabbau- 
maßnahmen sollen zeitlich so erfolgen, daß sie die gegenwärtig laufen- 
den Restrukturierungsprogramme nicht gefährden. 

Mit den Beschlüssen sind wesentliche deutsche Positionen unterBerück- 
sichtigung des Interesses an der Aufrechterhaltung des gemeinsamen 
Stahlmarktes durchgesetzt worden. Sie sind ein erheblicher Beitrag 
dafür, daß der europäische Stahlmarkt 1986 wieder zu Wettbewerbsbe- 
dingungen ohne Subventionen zurückkehren kann und liegen deshalb 
auch im Interesse der deutschen Stahlindustrie. Bei dieser Sachlage wird 
das Erfordernis eines Ausgleichs nicht gesehen. 


62. Abgeordneter 

Günther 


(CDU/CSU) 


Wie wirken sich die neuesten Beschlüsse bzw. 
Festlegungen der EG in Sachen Betriebsbeihü- 
fen etc. im einzelnen auf die Situation der deut- 
schen Stahlindustrie aus, und ist die Bundesre- 
gierung bereit, eventuelle Nachteüe gegenüber 
der Erwartung, die vor der neuen Beschlußlage 
vorhanden waren, auszugleichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 11. April 

Der Ministerrat hat am 26. März 1985 beschlossen, die Frist für die 
Auszahlung der 1983 genehmigten, aber bis Ende 1984 noch nicht 
gewährten Betriebsbeihilfen vom 31. Dezember 1984 bis Ende 1985 zu 
verlängern. Nach Auffassung der EG-Kommission sind die in der Bundes- 
republik Deutschland gewährten Strukturverbesserungshilfen, soweit sie 
auf außerplanmäßigen Abschreibungen beruhen, als Betriebsbeihüfen 
anzusehen. Diese Hüfen können nunmehr - soweit sie 1984 nicht mehr 
gewährt worden waren - im Jahr 1985 ausgezahlt werden. 

Insoweit ergeben sich für diejenigen deutschen Stahlunternehmen, 
denen Betriebshüfen bisher nicht oder nicht vollständig zugeflossen sind, 
unmittelbare Vorteüe aus den Ministerratsbeschlüssen. 
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63. Abgeordneter Wie wirken sich die neuen Beschlüsse auf die 

Günther geplante Fusion Krupp/Klöckner aus, und wel- 

(CDU/CSU) che Vor- oder Nachteile gibt es für ARBED 

Saarstahl jetzt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 11. April 

Die in der Antwort auf Ihre Fragen 61 und 62 dargestellten positiven 
Auswirkungen ergeben sich auch für ARBED Saarstahl GmbH' und ein 
etwaiges neues Gemeinschaftsunternehmen aus Krupp, Klöckner und 
CRA. 

Für 1985 wird ARBED Saarstahl GmbH wiederum eine Finanzierungs- 
lücke ausweisen. Von der EG-Kommission bereits genehmigte zusätzh- 
che Betriebsbeihilfen hätten in diesem Jahr aber nicht mehr gewährt 
werden können, weil die Frist für Betriebsbeihilfen nach dem Subven- 
tionskodex Stahl Ende 1984 ausgelaufen war. Diese Beschränkung ist 
nunmehr für 1985 entfallen. Die EG-Regelungen stünden nach dem 
Ratsbeschluß vom 26. März 1985 außerdem einer Aufstockung der im 
Jahr 1983 genehmigten Hilfen nicht mehr entgegen, sofern sie 1985 
gezahlt würden. 

Über die Gründung eines Gemeinschaftsunternehmens Krupp/Klöckner/ 
CRA haben die Unternehmensgremien bisher nicht abschließend befun- 
den. Für die öffentiiche Hand bestand daher bislang kein Anlaß, über 
Folgerungen aus der Fusion zu entscheiden. Ob sich die neuen 
Beschlüsse des Ministerrats auf eine Fusion auswirken werden, ist infol- 
gedessen noch nicht abzusehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


64. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Vollmer 

(DIE GRÜNEN) 


Wie hoch waren die Teilraten und die Gesamt- 
summe des Kaufpreises für die Gesamtfläche 
(Teilfläche 54,7 Hektar und 34,0 Hektar), die die 
Bundesregierung an den Abgeordneten Frei- 
herr Heereman von Zuydtwyck über die Teü- 
nehmergemeinschaft Rurbereinigung Saerbeck 
gezahlt hat? 


65. Abgeordnete Welches Gutachten zum Kaufpreis des Grund- 

Frau Stücks lag den Kaufverhandlungen zugrunde? 

Dr. Vollmer 
(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Bundesministers Kiechle 
vom 3. April 

Freiherr Heereman von Zuydtwyck wurde im Flurbereinigungsverfahren 
Saerbeck mit seiner Zustimmung nach § 52 des Flurbereinigungsgesetzes 
(FlurbG) für rund 102 Hektar (rund 51 Hektar landwirtschaftliche Nutz- 
flächen und rund 51 Hektar Forstflächen) statt in Land in Geld abgefun- 
den. Hierdurch konnte für alle im Verfahrensgebiet der Flurbereinigung 
Saerbeck wirtschaftenden Landwirte ein besonderer Landabzug nach 
§ 88 Nr. 4 HurbG (Enteignung) vermieden werden. Auch konnte Land- 
wirten, die mit Flächen im Gebiet des Munitionsdepots lagen und die auf 
diese Fläche dringend angewiesen waren, aus dem von Freiherr Heere- 


30 



Deutscher Bundestag — 10, Wahlperiode 


Drucksache 10/3176 


man von Zuydtwyck bereitgestellten Land Ersatzflächen zugeteilt wer- 
den. Weiterhin war es möglich, zusätzlich für Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege Flächen im Umfang von rund 25 Hektar zu 
verwenden. 

Die für Freiherr Heereman von Zuydtwyck von der Flurbereinigungsbe- 
hörde festgesetzte Geldabfindung ist angemessen im Sinne von § 54 
Abs. 1 in Verbindung mit §§28 und 29 FlurbG und beruht auf dem 
Nutzungswert der landwirtschaftlich genutzten Flächen sowie dem Ver- 
kehrswert der bebauten Flächen und baulichen Anlagen auf der Grund- 
lage eines von der Oberfinanzdirektion Münster erstellten Rahmengut- 
achtens. 


66. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung 
zugunsten der durch die europäische Milchkon- 
tingentierung nach wie vor besonders hart ge- 
troffenen bäuerlichen Milcherzeuger im alterna- 
tivlosen Grünlandgebiet, und umfassen diese 
Maßnahmen auch eine aktive Preispolitik für die 
Milchmengen innerhalb der Quoten, das Hinwir- 
ken auf die Beseitigung der systemwidrig gewor- 
denen Erzeuger-Mitverantwortungsabgabe so- 
wie die Verlängerung der Milchrenten-Rege- 
lung bis zur Erreichung der zur Erledigung der 
Härtefälle notwendigen Milchkontingente? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 4. April 

Bei der Einführung der Garantiemengenregelung Müch hat die Bundes- 
regierung dafür Sorge getragen, daß die kleineren und mittleren Milcher- 
zeuger soweit als möglich bei der notwendigen Kürzung der Referenz- 
mengen entlastet wurden; ebenso wurden sie bei der Mitverantwor- 
tungsabgabe entlastet. Daneben hat die Bundesregierung die Förderung 
der Landwirtschaft in den benachteiligten Gebieten verbessert; dies 
kommt vornehmlich Grünlandbetrieben zugute. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß auf mittlere Sicht im Rahmen 
der Garantiemengenregelung Milch eine aktive Einkommenspolitik 
möglich sein wird; sie wird sich auch dafür einsetzen, daß nach erfolgter 
Mengenreduzierung die bestehende Mitverantwortungsabgabe abge- 
baut wird. 

In den zur Zeit in Brüssel laufenden Agrarpreisverhandlungen fordert die 
Bundesregierung eine gemeinschaftlich finanzierte Aufkauf aktion von 
Müchreferenzmengen. Einige Bundesländer haben um die Ermächtigung 
gebeten, eigene Aufkaufprogramme durchführen zu können. Die Bun- 
desregierung ist bereit, diese Ermächtigung, die jedoch der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, zu erteilen. 


67. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den deutschen Intensiv- Gartenbau vor unzumut- 
baren Wettbewerbsverzerrungen zu schützen, 
die erneut dadurch entstanden sind, daß der Un- 
terglas-Gartenbau in den Niederlanden wieder 
einen Vorzugstarif für Erdgas erhalten hat und 
aus der Tatsache angenommen werden muß, daß 
in diesem Winter mit seiner extremen Kälte die 
Heizkosten im Wettbewerb eine ganz besondere 
Rolle gespielt haben? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 3. April 

Zu dem neu eingeführten Erdgassondertarif zugunsten des niederländi- 
schen Unterglas-Gartenbaus hat die EG-Kommission eine Beihilfever- 
botsentscheidung erlassen. Gegen diese Entscheidung ist u. a. von der 
niederländischen Regierung beim Europäischen Gerichtshof Nichtigkeits- 
klage erhoben worden. Die Klage hat jedoch keine aufschiebende Wir- 
kung? damit ist die Verbotsentscheidung der EG-Kommission in den 
Niederlanden auch weiterhin zu beachten. Wegen der bestehenden 
Wirksamkeit der Verbotsentscheidung hat die niederländische Regie- 
rung im Rahmen des anhängigen Klageverfahrens zusätzlich beantragt, 
den Vollzug der Verbotsentscheidung bis zum Urteil in der Hauptsache 
durch eine einstweilige Anordnung des Gerichts auszusetzen. Ich gehe 
davon aus, daß der Europäische Gerichtshof über diesen Antrag bald 
entscheiden wird. Für die Bundesregierung besteht mit Rücksicht auf den 
vorstehend erläuterten Verfahrensstand kein Handlungsbedarf. 

68. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung unter dem 

Hornung Gesichtspunkt der Bundesaufsicht nach Arti- 

(CDU/CSU) kel 84 GG das einseitige Vorgehen des hessi- 

schen Sozialministeriums gegen Hühnerhalter, 
die ihre Legehennen in Käfigen halten, insbe- 
sondere im Hinblick auf einen eventuellen Ver- 
stoß gegen Artikel 12 GG - Freiheit der Berufs- 
wahl und Freiheit der Berufsausübung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 9. April 

Die Bundesregierung sieht zur Zeit keinen Anlaß, von den ihr durch 
Artikel 84 GG gegebenen Befugnissen im Rahmen der Bundesaufsicht 
Gebrauch zu machen. Der Bundesregierung ist bekannt, daß gegen die 
Maßnahmen des Hessischen Ministers für Arbeit, Umwelt und Soziales 
bereits eine verwaltungsgerichtliche Feststellungsklage erhoben worden 
ist. Die gerichtlichen Entscheidungen sollten abgewartet werden. 


69. Abgeordneter Wo sieht die Bundesregierung nach Vorlage des 

Hornung jüngsten Arbeitspapiers der EG-Kommission 

(CDU/CSU) eine realistische Möglichkeit für eine schnellst- 

mögliche Einigung im EG-Ministerrat über die 
Frage der Haltung von Legehennen in Käfigen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 9. April 

Die EG-Mitgliedstaaten haben zum Arbeitsdokument der Dienststellen 
der Kommission betreffend den Schutz von Legehennen in Käfighaltung 
vom 7. März 1985 bisher keine Stellungnahme abgegeben? eine reatisti- 
sche Möglichkeit für die von der Bundesregierung angestrebte schnellst- 
möghche Einigung im EG-Ministerrat läßt sich daher noch nicht beur- 
teilen. 

70. Abgeordneter Was kann die Bundesregierung im Rahmen ihres 

Hornung Verantwortungsbereichs tun, um die Rechtsunsi- 

(CDU/CSU) cherheit mit ihren negativen wirtschaftlichen 

Folgen für die hessischen Geflügelhalter zu be- 
seitigen und eine einheitliche Anwendung des 
Tierschutzgesetzes im Bundesgebiet sicherzu- 
stellen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 9. April 

Die Bundesregierung halt ebenso wie der Bundesrat in seiner Entschlie- 
ßung vom 26. Oktober 1984 - BR-Drucksache 393/84 (Beschluß) - eine 
einheithche Festlegung der Haltungsbedingungen für Legehennen auf 
EG-Ebene für vorrangig, weü die deutsche Geflügel Wirtschaft vollständig 
in den Gemeinsamen Markt integriert ist und der Import von Eiern aus 
den übrigen Mitgliedstaaten der EG nicht unterbunden werden kann. Die 
Bundesregierung will sich daher zunächst mit Nachdruck für eine umge- 
hende Verabschiedung EG -einheitlicher Bestimmungen einsetzen und 
nach deren Inkrafttreten diese durch eine entsprechende Rechtsverord- 
nung in nationales Recht umsetzen. Sollte sich jedoch heraussteilen, daß 
mit einer alsbaldigen Einigung in der EG nicht zu rechnen ist, wird eine 
nationale Regelung getroffen werden müssen. Zur Beseitigung der 
Rechtsunsicherheit hinsichthch der Haltung von Legehennen in Käfigen 
ist der Erlaß einer Rechtsverordnung nach § 13 Abs. 1 des Tierschutzge- 
setzes beabsichtigt, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 


71. Abgeordneter Trifft es zu, daß von allen EG-Ländern in erster 

Hornung Linie die Bundesrepublik Deutschland als 

(CDU/CSU) Hauptimportland von Eiern einen Bedarf an 

einer EG-einheitlichen Regelung hat, weil die 
Bundesregierung die Einfuhr von Eiern aus EG- 
* Ländern nicht verbieten kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 9. April 

Es trifft zu, daß von allen EG-Ländern in erster Linie die Bundesrepublik 
Deutschland als Hauptimportland von Eiern einen Bedarf an einer EG- 
einheiüichen Regelung hat, weil ein Einfuhrverbot für Eier aus anderen 
EG-Mitghedstaaten mit EG-Recht nicht vereinbar ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher Hö- 
he 1984 Kautionen von Bundesbürgern auf Tran- 
sitstrecken und im innerdeutschen Reiseverkehr 
von Bundesbürgern bei Behörden der DDR hin- 
terlegt werden mußten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 2. April 

Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung mußten im Jahr 1984 in 
16 Fällen Sicherheitsleistungen in Höhe von 636 000 DM hinterlegt 
werden. 

Davon entfallen acht Fälle mit 366000 DM auf den Transitverkehr, sechs 
Fälle mit 19C1000 DM auf den innerdeutschen Reiseverkehr und zwei 
Fälle mit 80 000 DM auf den Transitverkehr in Drittländer (internationaler 
Transit). 

Im einzelnen handelt es sich um sechs Verkehrsunfälle (§196 StGB/DDR) 
und zwei Verkehrsgefährdungen durch Trunkenheit (§ 200 StGB/DDR) 
im Transitverkehr, drei Verkehrsunfälle und drei Zoll- und Devisenverge- 
hen im Reise- und Besucherverkehr sowie zwei Verkehrsunfälle im 
Transitverkehr in Drittländer. 


72. Abgeordneter 
von Schmude 
(CDU/CSU) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


73. Abgeordneter 
Braun 
(CDU/CSU) 


Wann werden die beabsichtigten Verbesserun- 
gen im Schwerbehindertenbereich - Freifahrt 
für Gehörlose, Ratenzahlungsmöglichkeit für die 
Selbstbeteiligung, Wiederbenutzung der Deut- 
schen Bundesbahn mit entsprechendem Ausweis 
im Rahmen des öffentlichen Personennahver- 
kehrs — in Kraft treten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 13. März 

Die in Rede stehenden Verbesserungen im Bereich der unentgeltlichen 
Beförderung Schwerbehinderter bedürfen der Gesetzesänderung. Die 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP beabsichtigen, in der nächsten 
Woche einen entsprechenden Gesetzentwurf im Deutschen Bundestag 
einzubringen. 

74. Abgeordneter 

Müller 
(Wesseling) 

(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 

Müller 

(Wesseling) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie groß die 
Zahl der Auszubildenden ist, die nach Abschluß 
der Ausbildung von den Betrieben übernommen 
werden? 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, auf 
die Betriebe einzu wirken, damit junge Arbeit- 
nehmer nach der Ausbildung stärker als bisher 
weiterbeschäftigt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 3. April 

Der Bundesregierung liegen keine Zahlen darüber vor, wie groß die Zahl 
der Auszubildenden ist, die nach Abschluß der Ausbildung vom Ausbü- 
dungsbetrieb übernommen werden. Aus den Statistiken der Bundesan- 
stalt für Arbeit bzw. den Untersuchungen des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit ist lediglich bekannt, 
daß 1984 insgesamt 83 482 Jugendliche nach Abschluß einer betriebli- 
chen Ausbildung arbeitslos geworden, vom Ausbildungsbetrieb also 
nicht übernommen worden sind. Unterstellt man, daß 1984 etwa 
570 000 bis 600 000 Jugendhche eine Abschlußprüfung im dualen 
System bestanden haben - genaue Daten liegen hierüber noch nicht 
vor -, so ergibt sich, daß ein Anteil von ca, 14 v, H, bis 15 v. H. der 
Absolventen des dualen Systems unmittelbar nach Abschluß der Ausbil- 
dung arbeitslos geworden ist. Dies ist u. a. darauf zurückzuführen, daß in 
den letzten Jahren wegen der geburtenstarken Jahrgänge die Betriebe 
über den Eigenbedarf hinaus ausgebildet haben. 

Einige Betriebe, die die bei ihnen ausgebildeten Jugendlichen nicht in 
vollem Umfang in ein anschließendes Arbeitsverhältnis übernehmen 
konnten, haben bereits in der Vergangenheit verschiedene Modelle ent- 
wickelt, um die Jugendlichen nicht in die Arbeitslosigkeit zu entlassen. 
Sie haben zum Beispiel Teilzeitarbeitsplätze eingerichtet, auf denen die 
Jugendlichen so lange untergebracht werden, bis ein Vollzeitarbeitsplatz 
frei wird. Andere Betriebe haben den Jugendlichen auch Qualifizierungs- 
programme angeboten, in denen sie die in der Ausbildung erworbenen 
Kenntnisse noch weiter vertiefen bzw. Zusatzqualifikationen erwerben 
können. 
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Die Bundesregierung hat ihrerseits einen Beitrag zur Erleichterung der 
Situation dieser Jugendlichen geleistet. Das von ihr vorgelegte Beschäfti- 
gungsförderungsgesetz wird voraussichtlich vorsehen, daß mit jugendli- 
chen Arbeitnehmern, die im unmittelbaren Anschluß an die Berufsausbil- 
dung nur vorübergehend weiterbeschäftigt werden können, ein bis auf 
18 Monate befristeter Arbeitsvertrag abgeschlossen werden kann, wenn 
kein Arbeitsplatz für einen unbefristet einzustellenden Arbeitnehmer zur 
Verfügung steht. Im übrigen appelliert die Bundesregierung an die 
Arbeitgeber, alles zu tun, um auch über den Eigenbedarf hinaus ausge- 
bildeten jungen Arbeitnehmern nach Abschluß der Ausbildung eine 
Weiterbeschäftigung zu ermöglichen. 


76. Abgeordneter 

Schanz 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß durch den Wegfall des Anspruches Behin- 
derter auf einen Freifahrtschein sie auch dann 
zur Zahlung der 120 DM für Beförderungen in 
Öffentlichen Verkehrsmitteln zahlen müssen, 
wenn sie zum Beispiel nur mit 2 DM über dem 
Regelsatz der Sozialhilfe liegen? 


77. Abgeordneter 

Schanz 


(SPD) 


Warum räumt das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung den Sozialämtern hierbei 
keinen Ermessensspielraum ein und ermöglicht 
dem betroffenen Personenkreis nicht wenigstens 
eine angemessene Ratenzahlung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 9. April 

Im Zuge der Neuregelung des Rechts der unentgeltiichen Beförderung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Personenverkehr durch das Haus- 
haltsbegleitgesetz 1984 wurde die Zahlung einer Eigenbeteiligung in 
Höhe von 120 DM jährlich eingeführt. Mit ihr wurde dem Gedanken 
Rechnung getragen, daß die begünstigten Schwerbehinderten auch ohne 
ihre Behinderung in gewissem Umfang auf die Benutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel angewiesen wären und hierfür Beförderungsentgelte zu 
entrichten hätten. 

Ein engbegrenzter Personenkreis typischer Gruppen einkommens- 
schwacher Freifahrtberechtigter wurde aus sozialen Gründen von der 
Zahlung der Eigenbeteiligung ausgenommen: Blinde und hilflose 
Schwerbehinderte sowie Schwerbehinderte, die Arbeitslosenhilfe oder 
laufende Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundesso- 
zialhilfegesetz oder entsprechende Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
beziehen. 

Diese Regelung kann - wie jede Ausnahmeregelung und wie jede ein- 
kommensabhängige Regelung - im Einzelfall unabhängig davon, welche 
Einkommensgrenze gewählt wird, zu Härten führen, wenn die maßgebli- 
che Grenze nur knapp überschritten wird. 

Die Frage, ob im Einzelfall die. Voraussetzungen für die unentgeltliche 
Wertmarke gegeben sind, entscheiden die Versorgungsämter (nicht die 
Sozialämter). Im Interesse der Gleichbehandlung aller Schwerbehinder- 
ten wurde einer strikten Regelung der Vorzug vor einer flexiblen Rege- 
lung gegeben, bei der die Versorgungsämter nach ihrem Ermessen han- 
deln könnten. 

In Anbetracht dessen, daß die Erfahrungen mit der Neuregelung des 
Rechts der unentgeltlichen Beförderung durch das Haushaltsbegleitge- 
setz 1984 gezeigt haben, daß Schwerbehinderte zum Teil nicht in der 
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Lage sind, den gesetzlich vorgeschriebenen Betrag von 120 DM für die 
Wertmarke in einer Summe aufzubringen, hat die Koalition beschlossen, 
die gesetzlichen Voraussetzungen zur Ausgabe von Wertmarken mit 
kürzerer Gültigkeitsdauer als einem Jahr zu schaffen. 


78. Abgeordneter 

Amiing 

(SPD) 


Wie hoch sind die in den einzelnen Jahren bis 
1990 bei der Bundesanstalt für Arbeit nach 
Schätzungen der Bundesregierung zu erwarten- 
den sich ergebenden Mehrausgaben, die durch 
die mit dem sogenannten Beschäftigungsförde- 
rungsgesetz vorgesehenen Änderungen des Ar- 
beitsförderungsgesetzes verursacht sind? 


79. Abgeordneter 

Amiing 

(SPD) 


Wie hoch ist nach Erkenntnissen oder nach 
Schätzungen der Bundesregierung die Zahl der- 
jenigen Arbeitslosen, die in 1984 deshalb an 
Maßnahmen der beruflichen Bildung nicht teil- 
genommen haben bzw. nicht teilnehmen konn- 
ten, weil nach geltendem Recht kein Anspruch 
auf Unterhaltsgeld gegeben war, und wie wird 
sich diese Zahl in den Jahren bis 1990 voraus- 
sichtlich entwickeln? 


80. Abgeordneter 

Amiing 

(SPD) 


Wie hoch wären die für die Bundesanstalt für 
Arbeit unter Berücksichtigung von Einsparun- 
gen bei Arbeitslosengeld und -hilfe insgesamt in 
den einzelnen Jahren bis 1990 zu erwartenden 
finanziellen Mehrbelastungen, wenn das Ar- 
beitsförderungsgesetz dahin gehend geändert 
würde, daß zukünftig Arbeitslosengeld- und -hü- 
feempfänger unabhängig von der Dauer und der 
Höhe des Leistungsanspruchs für die Zeit der 
Teilnahme an einer notwendigen beruflichen 
Büdungsmaßnahme einen Unterhaltsgeldan- 
spruch erhielten? 


81. Abgeordneter 

Amiing 

(SPD) 


Wie hoch ist der Anteil der Teünehmer an ar- 
beitsmarktpolitisch „zweckmäßigen" Maßnah- 
men, die 1984 Unterhaltsgelddarlehen bezogen 
haben, und wie hoch wären die finanziellen 
Mehrbelastungen in 1984 sowie in den einzelnen 
Jahren bis 1990, wenn die Gewährung von Un- 
terhaltsgelddarlehen als Pflichtleistung der Bun- 
desanstalt für Arbeit normiert wären? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs HÖpfinger 
vom 10. April 

Ihre Fragen betreffen in ihrer Gesamtheit zukünftige Entwicklungen. 
Deren Einschätzung ist nicht nur von den von Ihnen unterstellten Annah- 
men abhängig, sondern auch von einer Vielzahl sonstiger Faktoren, wie 
z. B. der Arbeitslosenzahl und -Struktur in den kommenden Jahren. Es 
können daher keine Schätzzahlen bis zum Jahr 1990 angegeben werden. 

Die Änderungen des Arbeitsförderungsgesetzes durch das Beschäfti- 
gungsförderungsgesetz werden voraussichtlich folgende finanzielle Aus- 
wirkungen haben: 
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1. Zulassung der öffentlichen Hand als Träger von Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen für ältere Arbeitnehmer 

Unter der Annahme, daß die Wiederzulassung der öffentlichen Hand 
als Träger von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für ältere Arbeitneh- 
mer zu Arbeitsplätzen für weitere 2 000 ältere Arbeitslose führen wird, 
ergeben sich für die Bundesanstalt Kosten in Höhe von 43 Millionen 
DM jährlich; hierbei sind Einsparungen an Arbeitslosengeld und 
Arbeitslosenhilfe nicht gegengerechnet. Die Mehrausgaben halten 
sich im Rahmen der jährlich für die ABM-Förderung für ältere Arbeit- 
nehmer bereitgestellten Haushaltsmittel (Kann-Leistungen). 

2. Verlängerung der Kinderbetreuungszeiten in § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
und § 59 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 Arbeitsförderungsgesetz 

Die Vorschläge der Fraktionen der CDU/CSU und FDP zur Verlänge- 
rung der Kinderbetreuungszeiten in den §§46 und 59 Arbeitsförde- 
rungsgesetz werden voraussichtlich Kosten in Höhe von rund 7 Millio- 
nen DM jährlich verursachen. 

3. Öffnung der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für alle Unterhaltsgeld- 
berechtigten 

Welche Kosten die Öffnung der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für 
alle Unterhaltsgeldberechtigten verursachen wird, läßt sich nicht 
abschätzen, da niemand Voraussagen kann, wieviel Personen, die bei 
Teilnahme an einer beruflichen Bildungsmaßnahme die Vorausset- 
zungen für einen Anspruch auf Unterhaltsgeld erfüllen würden, eine 
Beschäftigung in einer Arbeitsbeschaffungsmaßnahme finden wer- 
den. Abstrakt läßt sich sagen, daß 1 000 ABM-Beschäftigte im Jahres- 
durchschnitt einen Kostenaufwand von 27,5 Millionen DM bei der 
Bundesanstalt für Arbeit verursachen. 

Nach dem bis zum Inkrafttreten des Arbeitsförderungs-Konsolodierungs- 
gesetzes (1. Januar 1982) geltenden Recht haben im Jahr 1981 rund 
12 000 Teilnehmer an Vollzeitmaßnahmen der beruflichen Büdung trotz 
fehlender Beitragszeiten Unterhaltsgeld auf Grund von § 46 Abs. 2 
Arbeitsförderungsgesetz erhalten. Nach dieser Vorschrift konnte damals 
Unterhaltsgeld gewährt werden, wenn der Antragsteller wegen einer 
Änderung der persönlichen Verhältnisse oder aus anderen Gründen 
gezwungen war, eine Beschäftigung aufzunehmen. 

Unter Berücksichtigung der Arbeitsmarktentwicklung und der insgesamt 
höheren Eintritts- und Teilnehmer zahlen bei beruflichen Bildungsmaß- 
nahmen schätzt die Bundesanstalt für Arbeit, daß gegenwärtig im Jahres- 
durchschnitt ca. 10 000 arbeitslose Arbeitnehmer wegen fehlenden 
Anspruchs auf Unterhaltsgeld nicht an beruflichen Bildungsmaßnahmen 
teünehmen. 

Die Zahlung von Unterhaltsgeld für alle Teilnehmer an notwendigen 
beruflichen Bildungsmaßnahmen, die vorher Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe bezogen haben, unabhängig von der Dauer dieses Lei- 
stungsanspruchs - dessen Höhe ist schon nach geltendem Recht uner- 
heblich— würde nach groben vorläufigen Schätzungen für etwa 1000 
Fälle ca. 20 Milhonen DM kosten. 

Der Anteil der Teilnehmer an arbeitsmarktpohtisch nur „zweckmäßigen“ 
Maßnahmen, die Unterhaltsgeld-Darlehen erhalten, kann nicht angege- 
ben werden. Es hegen zwar Daten über die Zahl der Empfänger von 
Unterhaltsgeld-Darlehen vor, jedoch nicht über die Gesamtzahl der Teil- 
nehmer an arbeitsmarktpolitisch nur „zweckmäßigen" Maßnahmen. 

1984 haben im Jahresdurchschnitt insgesamt 102 222 Teilnehmer an 
beruflichen Bildungsmaßnahmen Unterhaltsgeld bezogen, davon 18 142 
als Darlehen. Ich kann nur vermuten, daß die Empfängerzahl 1984 bei 
einem Rechtsanspruch auf Unterhaltsgeld-Darlehen höher gewesen 
wäre. Für die Folgejahre ergäbe sich keine wesentliche Mehrbelastung, 
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da die Bundesanstalt für Arbeit sich in der Vergangenheit bemüht hat, 
die Haushaltsansätze für die Förderung der „zweckmäßigen'' Fortbil- 
dung am tatsächlichen Bedarf zu orientieren. 


82. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es sinnvoll wäre, eine wiederholte Verlänge- 
rungsmöglichkeit von Arbeitsverträgen zuzulas- 
sen, wenn der Unternehmer beispielsweise eine 
zeitlich begrenzte Auftragslage hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 10. April 

Die Bundesregierung hält es für nicht erforderlich, die wiederholte Ver- 
längerung von Arb eits Verträgen zuzulassen, wenn bei einem Unterneh- 
mer eine zeitlich begrenzte Auftragslage vorliegt. Es ist seit langem von 
der Rechtsprechung anerkannt, daß eine Arbeitsaufgabe von begrenzter 
Dauer den Abschluß eines befristeten Arbeits Vertrages sachlich rechtfer- 
tigt (vgl. Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 21. Oktober 1954, Arbeits- 
rechtliche Praxis Nr. 7 zu § 1 Kündigungsschutzgesetz). Dies gilt auch für 
mehrere aufeinanderfolgende befristete Arb eits vertrüge. 

Der Entwurf des Beschäftigungsförderungsgesetzes 1985 sieht vor, daß 
bis Anfang 1990 bei einer Neueinstellung ohne weitere rechtliche Vor- 
aussetzungen befristete Arbeitsverträge bis zur Dauer von 18 Monaten 
einmalig abgeschlossen werden können. Es muß dann also z. B. nicht 
eine bestimmte zeitlich begrenzte Arbeitsaufgabe als Rechtfertigung für 
die Befristung des Arbeitsvertrages vorliegen. Damit wird der Wirtschaft 
ein außerordentlich flexibles Instrument an die Hand gegeben, mit dem 
die von Ihnen beschriebene Situation arbeitsrechtlich gelöst werden 
kann; gleichzeitig wird damit Arbeitslosen geholfen, wenigstens eine 
befristete Beschäftigung zu finden. 

Wegen der großen Flexibilität der im Entwurf des Beschäftigungsförde- 
rungsgesetzes 1985 vorgesehenen Regelung sowie aus Gründen des 
Arbneitnehmerschutzes wird dort andererseits ausgeschlossen, daß auf 
dieser Basis auch sogenannte Kettenarbeitsverträge abgeschlossen wer- 
den können. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


83. Abgeordneter 

Antretter 

(SPD) 


Welche Anstrengungen hat die Bundesregie- 
rung nach dem Brandunglück auf der Waldheide 
bei Heübronn am 11. Januar 1985 und nach vor- 
ausgegangenen Unglücksfällen im Zusammen- 
hang mit dem Transport von Pershing-Raketen 
unternommen, um sicherzustellen, daß eine voll- 
ständige Aufklärung der Ursachen des Unglücks 
auf der Waldheide erfolgt und entsprechende 
Konsequenzen gezogen werden können? 


84. Abgeordneter 

Antretter 

(SPD) 


Welche Maßnahmen zur Gewährleistung der Si- 
cherheit der Bevölkerung des Raumes Schwä- 
bisch Gmünd haben die Bundesregierung und 
die amerikanischen Verbündeten getroffen? 
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85. Abgeordneter 

Antretter 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, falls die Gewähr- 
leistung der Sicherheit durch andere Mittel nicht 
zu erreichen ist, für die Wegverlegung der 
Pershing-Raketen aus dem dichtbesiedelten 
Raum Schwäbisch Gmünd einzutreten, wie es 
der Gemeinderat der Stadt Schwäbisch Gmünd, 
die Besorgnisse der Bevölkerung aufgreifend, 
fordert? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 9. April 

Die Bundesregierung hat unmittelbar nach dem Pershing-Unfall vom 
11. Januar 1985 einen deutschen Experten entsandt, der seither das 
amerikanische Spezialistenteam bei den Unfalluntersuchungen begleitet 
und unterstützt. Die Bundesregierung ist durch diesen Experten und 
durch amerikanische Regierungsstellen laufend über den Stand der mit 
außerordentlichem Aufwand und größter Sorgfalt durchgeführten Unter- 
suchungen unterrichtet. Die amerikanische Regierung hat darüber hin- 
aus der Bundesregierung die Unterrichtung zum abschließenden Unfall- 
bericht und daraus zu ziehenden Folgerungen zugesagt. Es ist damit 
sichergestellt, daß die Aufklärung der Unfallursache umfassend erfolgt 
und notwendige Konsequenzen gezogen werden. 

Die amerikanische Regierung hat in Abstimmung mit der Bundesregie- 
rung Modifizierungen bei der Ausbildung in den Pershing-Verbänden 
angeordnet, die sicherstellen, daß eine Gefährdung der Bevölkerung 
ausgeschlossen ist. Dazu gehört zum Beispiel, daß die Ausbüdung des 
Zusammenbaus von Raketenstufen mit Übungsraketen durchgeführt 
wird. Modifizierungen bei der Ausbüdung werden so lange aufrechterhal- 
ten, bis eine Klärung der Unfallursachen erfolgt ist, mögliche Folgerun- 
gen gezogen und notwendige Maßnahmen getroffen worden sind, die die 
Sicherheit der Bevölkerung und der Soldaten auch weiterhin gewährlei- 
sten. 

Die Frage nach der Wegverlegung der Pershing-Verbände stellt sich von 
daher nicht. 


86. Abgeordneter Wie beurteüt die Bundesregierung den Vor- 

Dr. Kübler schlag, in allen Standorten der Bundeswehr Vor- 

(SPD) kehrungen zu treffen, um alle Kraftfahrzeuge mit 

umweltfreundhchen Abgaskatalysatoren umzu- 
rüsten und die Heizkraftwerke der Bundeswehr 
mit Entschwefelungsanlagen zu versehen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 9. April 

1. Ab 1985 werden bei der Bundeswehr Personenkraftwagen nur noch 
mit Dieselmotor zugelassen. 

2. Bei allen im Verkehr befindlichen Kraftfahrzeugen mit Otto-Motoren 
wird in Zusammenarbeit mit den Herstellern geprüft, welche schad- 
stoffmindernden Maßnahmen (z. B. Abgasrückführung) durchführbar 
sind. Die Hersteller haben im Rahmen ihrer Entwicklungskapazitäten 
Prioritäten gesetzt. Danach ist für Nachrüstungsmaßnahmen aller- 
dings in Kürze kaum mit Ergebnissen zu rechnen, da die Ausstattung 
aller neuen Fahrzeuge Vorrang hat. 

3. Alle mit Festbrennstoffen befeuerten Heizanlagen der Bundeswehr 
werden saniert: 
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- Heizzentralen, die bis zu zwölf Jahre alt sind, werden mit neuen 
Rauchgasreinigungsanlagen ausgerüstet. Seit November 1984 hat 
die Bundeswehr in Rheine-Bettlage einen Modellversuch mit 
einem Rauchgaswäscher laufen. Dieser Rauchgaswäscher entfernt 
nicht nur den Staub, sondern reduziert auch den Schwefeldioxid 
(S02)-Auswurf um 60 v. H. bis 70 v. H. Durch diesen Rauchgaswä- 
scher werden bereits die zukünftigen Werte der TA Luft eingehal- 
ten (Reduzierung des Staubgehaltes auf 50 mg/m^; Reduzierung 
des Schwefeldioxidgehaltes um 60 v. H. bis 70 v. H.). 

- Heizzentralen, die älter als zehn bis zwölf Jahre sind, werden neu 
gebaut. Dabei wird die wirtschaftiichste Brennstoff-/- energieart 
eingesetzt (z. B. Fernwärme, Erdgas, öl, Kohle). Bei dem Bau von 
Heizanlagen mit festen Brennstoffen werden zukünftig grundsätz- 
lich Rauchgaswäscher eingesetzt. 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß der Verlag Wehr & Wissen am 2. April 1985 
in der Stadthalle Bad Godesberg ein Seminar 
durchführt, auf dem für ein Eintrittsgeld von 
560 DM laut Ankündigung im Informationsblatt 
„Wehrdienst" Nr. 981/85 vom 25. März 1985 Be- 
amte des Bundesministeriums der Verteidigung 
und Offiziere der Bundeswehr die Industrie 
„über die im Parlament unter Vertraulich vorge- 
tragene Bundeswehr- Planung" für das Jahr 1986 
informieren? 


Haben die für dieses Seminar angekündigten 
Referenten - Ministerialdirektor Schnell (Abtei- 
lung Rüstung), die Ministerialdirigenten Bosse 
(RüIII), Heyden (RüIV) und Otte (Rü V), die 
Brigadegenerale Nebe (Fü S VI) und Schheper 
(Fü L VII) sowie Oberst i. G. Dörr (Fü H VI) und 
Kapitän zur See Cüiax (Fü M VI 1) - eine Erlaub- 
nis oder Weisungen für dieses „Behörden-Indu- 
strie-tete-ä-tete" (Wehrdienst 981/85) erhalten, 
und wenn ja, welche? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 9. April 

Die Bundesregierung hat den Verteidigungs- und Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages im Oktober 1984 über die Einzelheiten der 
Bundeswehrplanung unterrichtet. 

Sie ist der Auffassung, daß die Beschaffungsplanung einem möglichst 
großen Kreis der betroffenen Industrie zur Kenntnis gebracht werden soll, 
damit diese Gelegenheit hat, sich rechtzeitig mit ihren unternehmeri- 
schen Entscheidungen auf kommende Entwicklungen einzustellen. 

Diese Unterrichtung geschieht in verschiedenen Formen und auf mehre- 
ren Ebenen. In diesem Jahr ist erstmals das Forum der Wehrtechnik- 
Seminare genutzt worden, um zusätzlich einen möglichst breiten Kreis 
der Wirtschaft, insbesondere die mittelständische Industrie, ansprechen 
zu können. 

Der Inhalt der Informationen war „offen". 

Die Referenten des Bundesministeriums der Verteidigung haben ihre 
Vorträge mit Biltigung der Leitung des Bundesministeriums der Verteidi- 
gung gehalten. 


87. Abgeordneter 

Schmidt 

(Hamburg- 

Neustadt) 

(DIE GRÜNEN) 


88. Abgeordneter 

Schmidt 

(Hamburg- 

Neustadt) 

(DIE GRÜNEN) 
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89. Abgeordneter In welcher Klinik hat der Leiter des Instituts für 

Pauli Wehrmedizin und Hygiene in Koblenz die Quali- 

(SPD) fikation zur klinischen Erprobung von bisher 

nicht zugelassenen Arzneimitteln bei Menschen 
erworben? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 9. April 

Dr, Blenk, als Prüfungs- und Studienleiter bei der vom 20. Februar bis 
30. März 1985 bei 246 freiwilligen, honorierten, zivilen Probanden gemäß 
Arzneimittelgesetz, insbesondere unter Beachtung der §§40 und 41, 
durchgeführten privaten khnischen Auftragsprüfung eines Arzneimittels 
beim Menschen, verfügt in der Tat über langjährige Erfahrung als klini- 
scher Prüfer und hat seit 1977 über die Ergebnisse zahlreiche wissen- 
schaftliche Arbeiten publiziert. 


Trifft es zu, daß die im Institut für Wehrmedizin 
und Hygiene praktizierten Menschenversuche in 
der schwedischen Armee untersagt sind, wie 
dies auch der Institutsleiter in einem Pressege- 
spräch mit der Wochenzeitung „Koblenzer- 
Schängel" bestätigt hat? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 9. April 

Regularien der schwedischen Streitkräfte, auch bezüglich „Menschen- 
versuchen", sind im einzelnen hier nicht bekannt. Für die klinische 
Prüfung von Arzneimitteln beim Menschen gelten in der Bundesrepublik 
Deutschland die Bestimmungen des Arzneimittelgesetzes nebst Kom- 
mentaren und für die Bundeswehr ergänzend die „Richtlinien für den 
Einsatz von Versuchspersonen in Einrichtungen des Sanitätsdienstes der 
Bundeswehr". 

Die Prüfung und Studie des Arzneimittels in Koblenz erfolgte gemäß 
Arzneimittelgesetz zum Zwecke der allgemeinen Zulassung dieser Arz- 
neimittelspezialität durch das Bundesgesundheitsamt. Es handelt sich um 
neuartiges Nasenspray für die tägliche, auch truppenärzthche Praxis. Vor 
Beginn der klinischen Erprobung durch Dr. Blenk in Koblenz wurde 
dieses Arzneimittel bereits erfolgreich bei einigen tausend Probanden in 
Österreich, der Schweiz, England und den USA eingesetzt. 


90. Abgeordneter 

Pauli 

(SPD) 


91. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch die 

bisherige Ausfallquote der Probanden durch die 
(SPD) eingetretenen Nasenveränderungen ist, und 

wenn ja, wie hoch ist diese? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 9. April 

Im Rahmen der in Koblenz durchgeführten klinischen Prüfung des 
Schnupfensprays ist es bei keinem der 246 Freiwilligen zu irgendwel- 
chen, durch das Medikament bedingten gesundheitlichen Störungen 
oder gar Zwischenfällen gekommen. 


92. Abgeordneter Sollen ähnUche Menschenversuche in Zukunft in 

Pauli dieser Form am Institut für Wehrmedizin und 

(SPD) Hygiene in Koblenz weitergeführt werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 9. April 

Prüfungen, auch klinische Prüfungen dieser Art, können grundsätzlich 
wie in jedem anderen qualifizierten wissenschaftlichen Institut unter der 
Leitung eines erfahrenen Prüfungs- und Studienleiters auch im Ernst- 
Rodenwaldt-Institut in Koblenz durchgeführt werden. Das güt ebenfalls 
grundsätzlich auch für die Durchführung privater Aufträge im Rahmen 
genehmigter Nebehtätigkeit. 


93. Abgeordnete 

Frau 

Matthäus- Maier 

(SPD) 


Trifft es im allgemeinen wie im Institut für Wehr- 
medizin und Hygiene im besonderen zu, daß die 
Durchführung von Firmenaufträgen mit der Er- 
probung bisher nicht zugelassener Arzneimittel 
auch unter die Nebentätigkeitsverordnung für 
San-Offiziere fällt, oder gelten nicht die vom 
Bundesminister der Verteidigung erlassenen Be- 
dingungen über Menschenversuche innerhalb 
der Bundeswehr? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 9. April 

Dr. med. Blenk, Koblenz, nahm im Rahmen seiner Erlaubnis zur Ne- 
bentätigkeit in und außerhalb der Diensträume den Auftrag eines be- 
deutenden Pharma-Herstellers zur Durchführung der klinischen Erpro- 
bung eines neuen Schnupfenmittels beim Menschen in der Zeit vom 
20. Februar bis 30. März 1985 in Form einer klinisch-wissenschaftlichen 
Studie mit 246 freiwilligen, honorierten, zivilen Probanden gemäß den 
Bestimmungen des Arzneimittelgesetzes (AMG) an. Es handelt sich bei 
dem Schnupfenspray um ein Arzneimittel für die tägliche, auch truppen- 
ärztliche Praxis. 

Vor Beginn der Erprobung in Koblenz zum Zwecke der Zulassung beim 
Bundesgesundheitsamt war dieses Arzneimittel erfolgreich bei über 
5 000 Probanden in Österreich, der Schweiz, England und den USA 
eingesetzt worden. 

Die Prüfung des Arzneimittels beim Menschen im Rahmen der Studie 
wurde gemäß AMG, insbesondere unter Beachtung der §§40 und 41, 
sowie auch der „Richtlinien für den Einsatz von Versuchspersonen in 
Einrichtungen des Sanitätsdienstes der Bundeswehr" durchgeführt. 


94. Abgeordnete 

Frau 

Matthäus-Maier 

(SPD) 


Ist es überhaupt statthaft, daß Einrichtungen der 
Bundeswehr für Menschenversuche herangezo- 
gen werden können, wie dies im Institut für 
Wehrmedizin und Hygiene geschehen ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 9. April 

Die Annahme des Prüfungsauftrages durch Dr. Blenk bedurfte - auch 
unter Berücksichtigung der Tatsache, daß Oberstarzt Dr. Blenk, Leiter 
des Instituts für Wehrmedizin und Hygiene, Ernst-Rodenwaldt-Institut, 
ist - auf Grund der Zielsetzung und der Bedingungen der Studie keiner 
besonderen Genehmigung seitens Vorgesetzter Dienststellen. 

Die Bundeswehr war an dem Prüfungs-ZStudienvorhaben nicht beteiligt. 
Das Bundesministerium der Verteidigung war jedoch über das Vorhaben 
informiert. 
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Die Mitbenutzung von Räumen des Instituts bei der Durchführung der 
Studie steht im Einklang mit der Genehmigung zur Nebentätigkeit. Im 
übrigen gilt auch hier das bereits oben unter 1., zweiter Absatz, Gesagte. 


95. Abgeordnete 

Frau 

Matthäus-Maier 

(SPD) 


Warum werden mehrere San-Offiziere und wei- 
tere zahlreiche Bedienstete des Instituts für 
Wehrmedizin und Hygiene in Koblenz für priva- 
te Versuche an Zivüisten herangezogen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 9. April 

Soldaten waren als Probanden an der Studie nicht beteiligt. 

Die Durchführung der Studie erfolgte fast ausschließlich außerhalb der 
Dienstzeit. Der Dienstbetrieb des Instituts wurde in keiner Weise 
gestört. Die Gewinnung und Honorierung der an der Studie beteiligten 
Instituts-Mitarbeiter, Co-Investigators und des Hilfspersonals erfolgte 
durch den Studienleiter und wurde nach vorher vereinbarten Bedingun- 
gen geregelt. 

Alle Beteiligten verfügen über eine entsprechende Nebentätigkeitsge- 
nehmigung. 


96. Abgeordnete 

Frau 

Matthäus-Maier 

(SPD) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Ruf des Instituts für Wehrmedizin und Hygie- 
ne in Koblenz - bedingt durch den Institutslei- 
ter - fragwürdig ist, und was gedenkt die Bun- 
desregierung gegebenenfalls zu tun, um die an- 
deren Mitarbeiter vor diesem fragwürdigen Ruf 
im Hinblick auf deren weitere Laufbahn zu 
schützen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 9. April 

Der Ruf des Instituts für Wehrmedizin und Hygiene, Emst-Rodenwaldt- 
Institut, ist in Fachkreisen und innerhalb wissenschaftlicher Einrichtun- 
gen ähnlicher Größe und vergleichbaren Auftrages auch im zivilen 
Bereich und im Ausland dank der anerkannten Arbeitsergebnisse seiner 
qualifizierten Mitarbeiter unter der Leitung des Institutsleiters, Oberst- 
arzt Dr. Blenk, erfreulicherweise ausgezeichnet. 

Selbstverständhch partizipieren alle Mitarbeiter des Instituts retro- 
spektiv und prospektiv persönlich an diesem guten Ruf. 


97. Abgeordneter 

Dr. Schierholz 

(DIE GRÜNEN) 


Wie viele Verfahren nach dem Dritten Abschnitt 
des Kriegsdienstverweigerungsgesetzes (KDVG) 
vom 28. Februar 1983 wurden im Jahr 1984 mit 
welchem Ergebnis (Anerkennung, Ablehnung, 
sonstige Erledigung) vor den Ausschüssen, Kam- 
mern, Verwaltungsgerichten, aufgeschlüsselt 
nach Wehrbereichen, durchgeführt? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 9. April 

Die Beantwortung Ihrer Frage nach der Abwicklung von Anträgen auf 
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer macht besondere Feststellun- 
gen erforderlich, weil im Bereich der Bundesregierung Nachweisungen 
über Regionalzahlen nicht geführt werden. Die Feststellungen werden 
etwa drei bis vier Wochen in Anspruch nehmen. 

Ich bitte Sie, sich bis dahin zu gedulden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein Alko- 
holiker, dem der Führerschein entzogen wurde, 
ohne Entziehungskur die Chance hat, den Füh- 
rerschein ein Jahr früher zurückzubekommen als 
derjenige, der sich einer Kur unterzog, weil die 
wahrheitsgemäße Angabe der Kurbehandlung 
zu einer weiteren Sperrfrist führt und damit den- 
jenigen zusätzlich „bestraft", der sich einer Kur 
unterzog und dies angibt, und wenn ja, kann die 
Bundesregierung diese Benachteiligung - etwa 
durch eine Änderung von Rechts- oder Verwal- 
tungsvorschriften - beseitigen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 3. April 

Ist eine Fahrerlaubnis auf Grund alkoholbedingter Verkehrsverstöße 
gerichüich entzogen worden, so darf eine neue Fahrerlaubnis nicht vor 
Ablauf der vom Gericht festgesetzten Sperrfrist erteüt werden. Die 
zuständigen Verwaltungsbehörden der Länder haben bei einem Antrag 
auf Erteilung einer neuen Fahrerlaubnis nach Ablauf der Sperrfrist dann 
in jedem Einzelfall zu prüfen, ob weiterhin Bedenken gegen die Eignung 
des Antragstellers zum Führen von Kraftfahrzeugen bestehen. 

Nach § 15 c Abs. 3 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung sowie den 
Richtlinien für die Prüfung der körperlichen und geistigen Eignung von 
Fahrerlaubnisbewerbern und -inhabern (sogenannte Eignungsrichtli- 
nien) haben die Behörden in Fällen wiederholter Verkehrszuwiderhand- 
lungen unter Alkoholeinfluß hierzu grundsätzlich die Beibringung eines 
medizinisch-psychologischen Eignungsgutachtens anzuordnen. Eine sol- 
che Anordnung kann nach den Eignungsrichtlinien aber auch schon bei 
erstmals alkoholauffälligen Kraftfahrern getroffen werden, wenn die 
Umstände des Einzelfalles (z. B. Blutalkoholkonzentration über 2 Pro- 
mille sowie weitere Anzeichen) den Verdacht auf überdurchschnittliche 
Alkoholgewöhnung nahelegen. Ergibt sich danach oder nach eigenen 
Angaben des Betroffenen Gewißheit über eine Alkoholkrankheit, so darf 
eine Fahrerlaubnis im Interesse der Sicherheit aller übrigen Verkehrsteü- 
nehmer erst erteilt werden, wenn sicher ist, daß die Krankheit dauerhaft 
überwunden ist. 

Nach dem Gutachten „Krankheit und Kraftverkehr" des gemeinsamen 
Beirats für Verkehrsmedizin beim Bundesminister für Verkehr und beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit, das den aktuellen 
Stand der Wissenschaft repräsentiert und regelmäßig den Eignungsbeur- 
teilungen zugrunde gelegt wird, kann Kraftfahreignung in diesen Fällen 
nur dann wieder als gegeben angesehen werden, wenn auf Grund 
erfolgreicher Entziehungsbehandlung und einjähriger Abstinenz (nach- 


98. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 
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zuweisen durch geeignete ärztliche Untersuchungen in dreimonatigem 
Abstand) der Nachweis geführt wird, daß keine Abhängigkeit mehr 
besteht. Wer noch keine Entziehungskur absolviert hat, muß sich danach 
zunächst einer klinischen Entziehungsbehandlung unterziehen. Eine 
bereits vollzogene Alkoholentziehung kommt dem Betroffenen also zeit- 
lich zugute. 

Trotz dieser umfassenden Regelung, die sich in der Verwaltungspraxis 
bewährt hat, mag es wenige Einzelfälle geben, in denen es einem 
Alkoholiker bei erstmaligem Entzug der Fahrerlaubnis gelingt, seine 
Abhängigkeit vor der Fahrerlaubnisbehörde zu verbergen und so nach 
Ablauf der Sperrfrist die Erteilung einer neuen Fahrerlaubnis zu errei- 
chen. 

Die Bundesregierung sieht jedoch keine vertretbare Möglichkeit, dies 
durch Änderung von Rechts- oder Verwaltungsvor Schriften völlig zu 
verhindern. 

99. Abgeordneter Was will die Bundesregierung tun, um die Ge- 

Brück nehmigung zur Verlängerung der Unterstüt- 

(SPD) Zungstarife für die saarländische Montanindu- 

strie durch die EG-Kommission zu erwirken? „ 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 4. April 

Die nach Artikel 70 Abs. 4 EGKS- Vertrag notwendige Genehmigung der 
EG-Kommission für die der Deutschen Bundesbahn (DB) im Jahr 1969 
gemäß § 16 Abs. 4 Bundesbahngesetz auf erlegten Saar-Unterstützungs- 
tarife hat die EG-Kommission stets nur befristet erteilt. Ihre Entscheidung 
aus dem Jahr 1978 sah einen stufenweisen Abbau bis zum 31. Dezember 
1983 vor. 

Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit wiederholt Anträge auf 
Verlängerung der Genehmigung gestellt, und zwar bis zur Fertigstellung 
der Kanalisierung der Saar bis Dillingen 1987/88. Die EG-Kommission hat 
diesen Anträgen zum Teil stattgegeben und den Termin für den vollstän- 
digen Abbau der Saar- Unterstützungstarife auf den 31. Dezember 1984 
verschoben. 

Mit ihrer vorletzten Entscheidung vom 21. Dezember 1983 hat die Kom- 
mission zwar einer Weitergewährung der Unterstützungstarife in voller 
Höhe für das Jahr 1984 zugestimmt, jedoch am Termin für den vollständi- 
gen Abbau der Unterstützungstarife zum 31. Dezember 1984 festgehal- 
ten. In dieser Entscheidung hat sie die Saar-Unterstützungstarife als den 
Betriebsbeihilfen nach dem Stahlsubventionskodex ähnliche Beihilfen 
eingestuft. Den erneuten Verlängerungsantrag der Bundesregierung hat 
die Kommission in ihrer bisher letzten Entscheidung am 11. März 1985 
unter Bezugnahme auf die Begründung der Entscheidung vom 
21. Dezember 1983 abschlägig beschieden. 

Vor dem Hintergrund des am 26.127. März 1985 vom Ministerrat der EG 
auf Vorschlag der Kommission gefaßten Beschlusses, bedingt geneh- 
migte laufende Betriebsbeihilfen nach dem Stahlsubventionskodex bis 
zum 31. Dezember 1985 zuzulassen, prüft die Bundesregierung gegen- 
wärtig, ob sie erneut beantragen wird, daß die Saar-Unterstützungstarife 
zumindest bis zum 31. Dezember 1985 weitergewährt werden können. 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig auch die Möglichkeiten, gegen 
die Entscheidung vom 11. März 1985 mit rechtlichen Mitteln anzugehen. 


100. Abgeordneter 

Dr. Friedmann 


(CDU/CSU) 


Kann der sechsspurige Ausbau der BAB 5 im 
jetzigen Bauabschnitt zwischen Karlsruhe und 
Rastatt bis zur Abzweigung der B 500 verlängert 
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werden, um Stauungen in der ohnehin verkehrs- 
überlasteten Stadt Rastatt zu vermeiden, mit de- 
nen zu rechnen wäre, wenn der zur Zeit in Gang 
befindliche Ausbau nur bis zur Abzweigung der 
B 462 vorgenommen wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 3, April 

Der z. Z. gültige Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen weist in der 
Stufe I als vordringlich angestrebte Maßnahme an der A 5 den sechsstrei- 
figen Ausbau von Karlsruhe bis Rastatt aus, der abschnittsweise realisiert 
wird. 

Bei der laufenden Fortschreibung des Bedarfsplanes und der anschlie- 
ßenden Aufstellung der Bauprogramme wird überprüft werden, ob bei 
dem begrenzten Finanzrahmen und im Hinblick auf andere wichtige 
Projekte in Baden-Württemberg eine Möglichkeit besteht, den sechsstrei- 
figen Ausbau vordringlich bis Baden-Baden (B 500) fortzusetzen. 


101. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die links- 

Dr. Friedmann rheinischen (französischen) Rheinuferdämme un- 

(CDU/CSU) terhalb der Rhein stau stufe Iffezheim zur Zeit um 

durchschnittlich 20 cm erhöht werden, und wel- 
che Maßnahmen werden auf der deutschen Seite 
ergriffen, um die dadurch entstehende zusätzli- 
che Hochwassergefahr zu verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 4. April 

Die Erhöhung der linksrheinischen (französischen) Rheinuferdämme 
unterhalb der Rheinstaustufe Iffezheim ist in der deutsch-französischen 
Anderungsvereinbarung vom 6. Dezember 1982 vereinbart worden. Die 
neuen Dammhöhen werden denen auf dem deutschen Ufer in dieser 
Strecke entsprechen. 

Für das baden-württembergische Gebiet ergeben sich hieraus keine 
Nachteile, weil die geringfügigen Auswirkungen auf den Hochwasserab- 
fluß durch das in der Realisierung befindliche, zwischen dem Bund und 
den Ländern Baden- Württemberg und Rheinland- Pfalz abgestimmte 
Hochwasserrückhalteprogramm für den Oberrhein ausgeglichen 
werden. 


102. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Wie viele Verkaufsstellen außerhalb der offiziel- 
len Bundesbahnschalter verkaufen in Baden- 
Württemberg Fahrkarten für den Personen- 
Schienen- Verkehr der Deutschen Bundesbahn, 
und um welche Behörden, Kreditinstitute oder 
sonstige Unternehmen außer Reisebüros handelt 
es sich dabei? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 4. April 

In Baden-Württemberg verkaufen z. Z. 337 Verkaufsagenturen Fahraus- 
weise für die Deutsche Bundesbahn. Hierzu zählen neben den Reisebüros 
19 Postämter, 44 Kreditinstitute und 81 sonstige freie Agenturen (z. B. 
Geschäfte, Lotto- Annahmestellen, Fremdenverkehrsvereine). 
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In welchen Gemeinden Baden-Württembergs, 
deren Bahnhöfe der Deutschen Bundesbahn in 
den letzten Jahren geschlossen worden sind, 
können heute keine Fahrkarten für den Perso- 
nen-Schienen-Verkehr an Verkaufsstellen im 
Ort mehr erworben werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 4. April 

In folgenden Gemeinden wurden seit 1982 Bahnhöfe geschlossen, ohne 
daß eine Verkaufsagentur im Ort eingerichtet wurde: 

Althengstett, Durlesbach, Ellrichshausen, Elpersheim, Ertingen, Essen- 
dorf, Eutingen (Baden), Feldberg-Bärental, Hattingen (Baden), Herber- 
tingen-Ort, Herbolzheim, Hosskich-Königsegg, Inzigkofen, Itzelberg, 
Laufenburg (Baden), Nordheim (Württemberg), Ostrach, Ortenberg 
(Baden), Peterzell-Königsfeld, Pfullingen, Rechtenstein, Roigheim, 
Scheer, Schwabsberg, Siglingen, Sigmaringendorf, Sinzheim bei Bühl, 
Ummendorf, Kappelertal. 

Zum Teil ist jedoch in diesen Orten das Lösen von Fahrausweisen aus 
Fahrkartenautomaten möglich. 


103. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


104. Abgeordneter Warum hat der Bundesminister für Verkehr im 

Kolbow Zusammenhang mit dem Ausbau der Fahrrinne 

(SPD) des Mains zwischen Aschaffenburg und Bam- 

berg für die fast 300 Kilometer lange Gesamt- 
strecke kein Gesamtkonzept entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 4. April 

Die Wasser- und Schiffahrtsdirektion Süd hat in enger Zusammenarbeit 
mit dem Bundesminister für Verkehr ein umfassendes Konzept für den 
Ausbau der Fahrrinne des Mains auf 2,90 Meter Tiefe in dem nahezu 
300 Kilometer langen Streckenabschnitt zwischen Aschaffenburg und 
Bamberg entwickelt. Das Vorhaben hat einen erhebhchen Eigenwert für 
die Mainschiffahrt, dient zugleich aber auch dem Ziel, die Gleichwertig- 
keit des Mains hinsichtlich seines Verkehrswerts mit dem Main-Donau- 
Kanal sicherzustellen. Die Fertigstellung soll zum gleichen Zeitpunkt wie 
die Eröffnung des Main-Donau-Kanals Anfang der 90er Jahre erfolgen. 
Die Bereitstellung der Finanzierungsmittel und die Durchführung der 
Planfeststellungsverfahren sind auf dieses Planungsziel ausgerichtet. 


105. Abgeordneter Ist der Bundesminister für Verkehr bereit, einen 

Kolbow ökologischen Plan für den beabsichtigten Main- 

(SPD) ausbau zu erstellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 4. April 

Der Ausbau der Bundes Wasserstraße Main erfolgt auf der Grundlage von 
Planfeststellungsverfahren nach dem Bundeswasserstraßengesetz. In die- 
sen Verfahren sind alle öffentlichen Belange, also auch die des Natur- 
schutzes und der Landschaftspflege, zu berücksichtigen und gegenein- 
ander abzuwägen. Die ökologischen Belange werden insbesondere in 
einem vom Bundesnaturschutzgesetz vorgeschriebenen landschaftspfle- 
gerischen Begleitplan berücksichtigt, der Bestandteil des Fachplanes ist. 
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106. Abgeordneter Ist der Bundesminister für Verkehr bereit, die 

Kolbow vom Bund Naturschutz kritisierten einzelnen 

(SPD) Planungen des Mainausbaues für die Uferzone 

bei Karlstadt und der Würzburger Talavera, für 
den Himmelstadter Bogen sowie den Würzbur- 
ger Neuen Hafen zugunsten einer besseren öko- 
logischen Gesamtplanung zu revidieren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 4. April 

Die vom Bund Naturschutz kritisierten Planungen betreffen das gegen- 
wärtig laufende Planfeststellungsverfahren im Main-Abschnitt von 
Kilometer 219,7 bis Kilometer 252,3, d. h. die Stauhaltungen Harbach, 
Himmelstadt und Erlabrunn unterhalb Würzburg, für das die Auslegung 
in den Monaten Januar/Februar dieses Jahres stattgefunden hat. In 
diesem Streckenabschnitt sind in insgesamt sechs Teilstrecken Uferrück- 
nahmen erforderlich, um das Ausbauziel, die Zulassung der Begegnung 
eines Schubverbandes mit einem Motorgüterschiff möglichst weitgehend 
zu erreichen. Auf die gesamte Uferlänge von 63,4 Kilometer bezogen 
- Schleusenbereiche sind nicht eingerechnet -, umfassen die Uferrück- 
nahmen 3,24 Kilometer oder 5,1 v. H. der Gesamtstrecke, d. h. also nur 
einen geringen Anteil. 

Zu den angesprochenen vier der sechs Teüstrecken ist auszuführen, daß 
die Ausbauplanung im Planfeststellungs verfahren gegenüber der 
ursprünghchen des Rahmenentwurfs bereits stark zurückgenommen 
wurde. Beispielsweise wurde die betroffene Uferlänge in Karlstadt von 
400 Meter auf 180 Meter und die Ausbaubreite von 15 Meter auf 5 Meter 
reduziert. Mit der hier getroffenen Lösung - sie erfüllt nicht mehr das 
zuvor genannte Ausbauziel der uneingeschränkten Schiffsbegegnung - 
haben sich die Stadt Karlstadt und die Regierung von Unterfranken 
einverstanden erklärt. Im weiteren Verlauf des Planfeststellungsverfah- 
rens wird die Wasser- und Schiffahrtsdirektion Süd in Würzburg alle 
Einwendungen sorgfältig prüfen. Auch die Kritikpunkte des Bundes 
Naturschutz werden in die Prüfung einbezogen werden. 


107. Abgeordneter Bejaht der Bundesminister für Verkehr die Auf- 

Kolbow fassung, daß der Main nicht nur vorrangig eine 

(SPD) Schiffahrtsstraße darstellt, sondern zumindest 

ebenso wertvolle Funktionen als Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere, Trinkwasserreservoir und 
Freizeit- und Erholungsraum darstellt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 4. April 

Auch der Bundesminister für Verkehr ist der Auffassung, daß der Main 
außer seiner Aufgabe als Bundeswasserstraße wertvolle Funktionen als 
Lebensraum für Pflanzen und Tiere, Trinkwasserreservoir und Freizeit- 
und Erholungsraum zu erfüllen hat. 

In den Planungen der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung zur Verbesse- 
rung der Schiffahrtsverhältnisse auf dem Main wird diese Auffassung 
sorgfältig berücksichtigt. 


108. Abgeordneter Welche Gründe sind dafür maßgeblich, daß in 

Schiatter der Vorlage des Bundesministers für Verkehr für 

(SPD) die Aufstellung des Fernstraßenausbauplanes 

die B 56 n nicht mehr als Dringlichkeitsmaßnah- 
me auf geführt wird? 


48 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/3176 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 3. April 

Die Bewertung der zweistreifigen B 56 zwischen der Bundesgrenze und 
der A 61 bei Swisttal hatte insgesamt ein positives Ergebnis. Bei dem 
begrenzten Finanzvolumen mußte das Projekt jedoch hinter gesamtwirt- 
schaftlich günstigeren Vorhaben zurückstehen und ist deshalb für die 
Stufe „Planungen" vorgeschlagen worden. 

109. Abgeordneter Gibt es neue Pläne für die dringend benötigte 

Schiatter Umgehung der Ortslagen Euskirchen und Ku- 

(SPD) chenheim, die die bisher im Fernstraßenausbau- 

plan ausgewiesene Umgehung B 56 n ersetzen, 
und wann wäre gegebenenfalls mit einer Reali- 
sierung zu rechnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 3. April 

Die bewerteten Pr ojektalter nativen schließen die Umgehung der Ortsla- 
gen Euskirchen und Kuchenheim in der bisherigen Konzeption ein. In 
den bevorstehenden Abstimmungsgesprächen mit dem Land Nordrhein- 
Westfalen wird zu klären sein, ob und welche Teüstrecken des Projektes 
im Austausch dem „vordringlichen Bedarf" zugeordnet werden können. 

Das Ergebnis dieser Gespräche bleibt abzuwarten. 


110. Abgeordneter 

Bindig 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung angeben, welche ar- 
beitsvertraglichen Regelungen mit den neun 
Rufbusfahrern getroffen werden sollen, die bei 
dem wesentlich aus Mitteln des Bundesministe- 
riums für Forschung und Technologie geförder- 
ten Rufbus-Modellversuch in Friedrichshafen 
beschäftigt sind, wenn mit Beginn des Sommer- 
fahrplanes der Deutschen Bundesbahn (DB) die 
Betriebsdurchführung des Rufbusses an den Ge- 
schäftsbereich Bahnbus Alb — Bodensee der DB 
übergeht? 


111. Abgeordneter 
Bindig 
(SPD) 


Werden insbesondere alle bisher beim Rufbus in 
Friedrichshafen beschäftigten Busfahrer weiter- 
beschäftigt werden, und welche Möglichkeiten 
bestehen, die Busfahrer dauerhaft in den Bereich 
der Deutschen Bundesbahn zu übernehmen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Dollinger 
vom 9. April 

Die neun Busfahrer stehen für die Dauer des vom Bundesminister für 
Forschung und Technologie geförderten Probebetriebes des Rufbussy- 
stems im Bodenseekreis in einem Vertragsverhältnis mit der Rufbus 
GmbH und sind somit nicht Beschäftigte der Deutschen Bundesbahn 
(DB). 

Ab Sommerfahrplan 1985 obliegen dem Geschäftsbereich Bahnbus 
(GBB) Alb — Bodensee alle dispositiven Maßnahmen der Betriebsdurch- 
führung eines Referenzbetriebes mit dem Betriebsleitsystem für flexible 
Betriebsweisen (BFB). Ab diesem Zeitpunkt ist die Rufbus GmbH nicht 
mehr Unternehmer im Sinne des § 2 Personenbeförderungsgesetz. Die 
Bundesregierung ist nicht in der Lage anzugeben, welche arbeitsvertrag- 
lichen Regelungen getroffen werden. 


49 



Drucksache 10/3176 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Mit der Übernahme des BFB-Referenzbetriebes durch die DB werden die 
bisherigen hohen forschungsbedingten Fahrleistungen der Nachfrage 
angepaßt. Diese ab Sommerfahrplan 1985 zurückgeführten Fahrleistun- 
gen können mit dem beim GBB zur Verfügung stehenden Personal der 
DB erbracht werden. Bei der derzeitigen angespannten Personalsituation 
der DB scheidet eine Übernahme der Rufbusfahrer aus. 


112. Abgeordneter 

Bühler 

(Bruchsal) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ab 1982 ergriffen, um die Unfallschwerpunkte 
„Bahnübergänge" auf Haupt- und Nebenstrek- 
ken zu beseitigen, und welche Investitionen wer- 
den hierfür bis 1990 anfallen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Dollinger 
vom 9. April 

Maßnahmen zur Verbesserung der verkehrlichen Situation an (höhen- 
gleichen) Bahnübergängen - insbesondere Maßnahmen zu deren Besei- 
tigung - sollen auf den sich kreuzenden Verkehrswegen eine Erhöhung 
der Sicherheit und Erleichterung der Verkehrsabwicklung bewirken. Sie 
haben eine vorrangige verkehrspolitische Zielsetzung. 

Insgesamt waren im Jahr 1982 im Streckennetz der Deutschen Bundesbahn 
(DB) (Haupt- und Nebenbahnen) 23 964 Bahnübergänge vorhanden, 
davon 11 546 Bahnübergänge mit besonderen technischen Sicherungs- 
einrichtungen (Bhnklichter, Lichtzeichen, Schranken). Im gleichen Jahr 
ereigneten sich 382 Unfälle an Bahnübergängen mit 67 Todesfällen. Ver- 
gleichsweise beliefen sich diese Unfallzahlen 1970 auf insgesamt 793 mit 
174 Todesfällen. Diese positive Entwicklung bestätigt die Notwendigkeit, 
durch geeignete Maßnahmen den „UnfaUschwerpunkt Bahnübergang" 
weiter zu entschärfen. 

In den Jahren 1982 bis 1984 hat die DB für die Beseitigung von Bahnüber- 
gängen 287 Milhonen DM investiert und für sonstige Maßnahmen an 
Bahnübergängen weitere 214 Mülionen DM eingesetzt. Es ist davon 
auszugehen, daß der Bund und die Straßenbaulastträger nach Maßgabe 
des Eisenbahnkreuzungsgesetzes bei den Beseitigungsmaßnahmen je 
einen weiteren Drittelanteü an den entstehenden Gesamtkosten beitra- 
gen und sich bei den übrigen Maßnahmen beteitigen. Für den Zeitraum 
von 1982 bis 1984 ergeben sich somit Gesamtinvestitionen an Bahnüber- 
gängen von mindestens 1,2 Milliarden DM. Für 1985 ist ein entsprechend 
hoher Jahresanteil vorgesehen. 

Bis zum Jahr 1984 hat sich die Gesamtzahl der Bahnübergänge auf 
22 745 weiter verringert; davon sind 11 090 technisch gesichert. Generell 
ist zu berücksichtigen, daß diese Zahlenangaben auch den jährlich sehr 
unterschiedlichen Anteil der durch Streckenstillegungen entfaUenen 
Bahnübergänge enthalten. 

Mit den getroffenen Maßnahmen hat die DB erreicht, daß auch in den 
Jahren 1983 und 1984 trotz zunehmender Verkehrsdichte die Zahl der 
UnfäUe an Bahnübergängen gegenüber 1982 nahezu unverändert blieb. 

Mittelfristig weist die Finanzplanung des Bundes und der DB aus, daß die 
Beseitigung von Bahnübergängen nachdrücklich weiter verfolgt wird. 
Für derartige Maßnahmen ist bis Ende der 80er Jahre ein jährlich steigen- 
der Investitionsmittelanteil eingeplant (für Bund und DB zusammen bis 
zum Jahr 1989 einschließlich ein Anteil von mehr als 2 Milharden DM). 

Die DB setzt zudem ihre Bemühungen fort, die Bahnübergangssicherung 
durch zug- und signalgesteuerte Anlagen zu automatisieren. Als Folge- 
wirkung wird damit menschliches Fehlverhalten bei der Schrankenbe- 
dienung, das zu schwerwiegenden Unfallergebnissen führen kann, wei- 
testgehend ausgeschaltet. 
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113. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen ergreift die Deutsche Bun- 
desbahn, um den vom Baustellenverkehr zum 
Tunnelbau der Bundesbahnneubaustrecke Han- 
nover — Würzburg auf der Kreisstraße 66 (Land- 
kreis Hersfeld-Rotenburg) vom Alheimer Ortsteil 
Licherode zum Ortsteil Wichte der Gemeinde 
Morschen auftretenden schweren Verkehrsge- 
fährdungen entgegenzuwirken? 


Antwort des Bundesministers Dr. Dollinger 
vom 9. April 


Die Deutsche Bundesbahn hat inzwischen mit allen beteiligten Behörden 
über die erforderliche Verbreiterung der Kreisstraße 66 auf 5,50 Meter in 
dem vom Baustellenverkehr betroffenen Abschnitt einschließlich der 
Finanzierungsfragen Einvernehmen erreicht. 


114. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Deutsche Bundesbahn bereit, den Ausbau 
der Kreisstraße 66 von vier auf sechs Meter 
innerhalb kürzester Frist vornehmen zu lassen, 
um der erwähnten Verkehrsbehinderung entge- 
genzuwirken? 


Antwort des Bundesministers Dr. Dollinger 
vom 9. April 

Nach dem Bricht der Deutschen Bundesbahn haben die Ausbauarbeiten 
zur Verbreiterung auf 5,50 Meter bereits begonnen. 


115. Abgeordneter 

Dr. Schierholz 

(DIE GRÜNEN) 


Wie ist der Planungsstand hinsichtlich des früher 
erwogenen vierspurigen Ausbaues der Bundes- 
straße 6 zwischen den Städten Neustadt am 
Rübenberge und Nienburg/Weser, und welche 
ökologischen Kosten (Flächenverbrauch, Wald- 
abholzung etc.) würden durch einen solchen 
Ausbau entstehen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Dollinger 
vom 10. April 

Auf den vierstreifigen Ausbau der B 6 im genannten Abschnitt ist bei der 
Bedarfsplanüberprüfung 1980 verzichtet worden; somit sind alle mit 
einem solchen Konzept einhergehenden Fragen nicht mehr relevant. 


116. Abgeordneter Welche Faktoren und deren Auswirkungen sind 

Hettling nach Meinung der Bundesregierung ausschlag- 

(SPD) gebend für die Wettbewerbs Verzerrungen im 

Seehafenhinterlandverkehr zwischen den deut- 
schen Seehäfen und den ARA-Häfen? 

Antwort des Bundesministers Dr. Dollinger 
vom 10. April 

Die Bundesregierung hat dem Verkehrsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages einen Bericht zur Wettbewerbssituation der deutschen Seehäfen 
vorgelegt. In diesem Bricht, der inzwischen als Ausschußdrucksache 
Nr. 228 verteüt worden ist, werden ausführlich die Faktoren und deren 
Auswirkungen für die Wettbewerbsverzerrungen im Seehafenhinter- 
landverkehr zwischen den deutschen Seehäfen und den ausländischen 


51 



Drucksache 10/3176 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Seehäfen, insbesondere den ARA-Häfen, dargestellt. Es wird u. a. auf die 
wirtschaftsgeographische Lage der deutschen Seehäfen, ihre seewärti- 
gen Zufahrten, die Struktur des Seehafenhinterlandverkehrs, die ord- 
nungspolitischen Rahmenbedingungen und auf die sich daraus ergeben- 
den Wettbewerbsnachteile der deutschen Seehäfen gegenüber den Kon- 
kurrenzhäfen eingegangen. 


117. Abgeordneter 

Hettling 

(SPD) 


Antwort des Bundesministers Dr. Dollinger 
vom 10. April 

Der Bericht konnte deshalb noch nicht vorgelegt werden, weil bis zum 
1. Januar 1985 keine ausreichenden Erfahrungen über die Entwicklung 
des Hinterlandverkehrs der deutschen Seehäfen, insbesondere unter 
Berücksichtigung einer ,i flexiblen Handhabung des Ordnungssystems für 
den Binnenverkehr", Vorlagen. Andererseits enthält der von der Bundes- 
regierung dem Verkehrsausschuß des Deutschen Bundestages vorge- 
legte Bericht zur Wettbewerbssituation der deutschen Seehäfen bereits 
eine Darstellung von Erfahrungen über die Entwicklung des Hinterland- 
verkehrs der deutschen Seehäfen unter Berücksichtigung der unter- 
schiedlichen Bedingungen im Wettbewerb zwischen den Seehäfen sowie 
eine Darstellung, inwieweit das bestehende Ordnungssystem bei den 
Verkehrsträgern flexibel gehandhabt worden ist. Der Verkehrsausschuß 
wird sich voraussichtlich in einer seiner nächsten Sitzungen mit dem 
Zeitpunkt der Vorlage des noch ausstehenden Erfahrungsberichts be- 
fassen. 


Wann wird die Bundesregierung dem Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom 5. April 1984 
„dem Verkehrsausschuß zum 1. Januar 1985 
einen Erfahrungsbericht über die Entwicklung 
des Hinterlandverkehrs der deutschen Seehäfen 
unter besonderer Berücksichtigung der unter- 
schiedlichen Bedingungen im Wettbewerb zwi- 
schen den Häfen der Gemeinschaft und der fle- 
xiblen Handhabung des bestehenden Ordnungs- 
systems für den Binnenverkehr vorzulegen," 
nachkommen und diesen Bericht, unter beson- 
derer Berücksichtigung eines Maßnahmenkata- 
loges zur Beseitigung der Wettbewerbsverzer- 
rungen im Seehafenhinterlandverkehr, vor- 
legen? 


118. Abgeordneter 

Hettling 

(SPD) 


Mit welchen der 74 Staaten (OECD-, EG-, Come- 
con- und Entwicklungsländer), die Ladungslen- 
kung bzw. Flaggendiskriminierung mit zuneh- 
mendem Trend zu Lasten unseres Seehandels 
und unserer Seeschiffahrt betreiben und dabei 
den UNCTAD-Kode von 40:40: 20 nicht ein- 
halten, wurde im Einzelfall und mit welchen Er- 
gebnissen über Flaggenprotektionismus und La- 
dungslenkung verhandelt? 


Antwort des Bundesministers Dr. Dollinger 
vom 10. April 

Die Bundesregierung hat in Ausführung des Kabinettsbeschlusses vom 
30. Mai 1984 mit Algerien, Kamerun, Marokko, Tunesien und Zaire 
Schiffahrtsgespräche geführt. Sie hat dabei die Einhaltung der Grund- 
sätze des Verhaltenskodexes für Linienkonferenzen verlangt und beste- 
hende Behinderungen der deutschen Linienschiffahrt beseitigen können. 
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In Abstimmung mit den Regierungen Belgiens und der Niederlande hat 
die Bundesregierung zehn afrikanischen Staaten, darunter Kamerun und 
Zaire, Gespräche vorgeschlagen, um bei der Anwendung der Quotenre- 
gelung des Verhaltenskodexes für Linienkonferenzen aufgetretene 
Schwierigkeiten auszuräumen. Für den Bereich der Entwicklungsländer 
besteht derzeit kein weiterer Handlungsbedarf, der Regierungsverhand- 
lungen notwendig machen könnte. 

Mit der UdSSR sind Schiffahrtsgespräche für den Frühsommer 1985 
vorgesehen, bei denen sowohl die Probleme im bilateralen Verkehr als 
auch im Cross-Trade erörtert werden sollen. 

Im Verkehr zwischen OECD- und EG-Staaten findet der Verhaltens- 
kodex für linienkonferenzen und damit auch die Quotenregelung keine 
Anwendung. 


119. Abgeordneter Welche Berücksichtigung hat bei den Verhand- 

Hettling lungen über Flaggenprotektionismus und La- 

(SPD) dungslenkung der Kabinettsbeschluß vom 

30. Mai 1984 über den Genehmigungsvorbehalt 
von ausländischen Transporten im Rahmen der 
Außenwirtschaftsverordnung zur Durchsetzung 
des UNCTAD-Kodes gefunden? 

Antwort des Bundesministers Dr. Dollinger 
vom 10. April 

Die Bundesregierung hat bei den bisher geführten bilateralen Schiff- 
fahrtsgesprächen auf die Möghchkeiten nach dem Außenv^schaftsrecht 
hingewiesen. 


120. Abgeordneter Wie viele Lehrhnge und in welchen Berufen wer- 

Rossmanith den im Herbst 1985 von der Deutschen Bundes- 

(CDU/CSU) bahn beim Bundesbahnbetriebswerk Kempten 

neu eingestellt? 

Antwort des Bundesministers Dr. Dollinger 
vom 10. April 

Nach Mitteüung der Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn wer- 
den beim Betriebswerk Kempten am 1. September 1985 zu Lasten des 
Bundeshaushalts 16 Maschinenschlosser und zehn Elektro- Anlagen- 
Installateure als Auszubildende eingestellt. Für den Eigenbedarf im 
Unternehmen sind in Kempten keine Einstellungen vorgesehen. 


121. Abgeordneter Wie viele Lehrhnge und in welchen Berufen 

Rossmanith werden derzeit beim Bimdesbahnbetriebswerk 

(CDU/CSU) in Kempten ausgebildet? 

Antwort des Bundesministers Dr. Dollinger 
vom 10. April 

Beim Betriebswerk Kempten der Deutschen Bundesbahn befinden sich 
derzeit 72 Jugendhche in Ausbüdung. Davon erlernen 46 den Beruf 
„Maschinenschlosser" und 26 den Beruf „Elektro- Anlagen- Installateur". 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeidewesen 


122, Abgeordneter 

Dr. Emmerlich 

(SPD) 


123. Abgeordneter 

Dr. Emmerlich 

(SPD) 


124, Abgeordneter 

Dr. Emmerlich 


(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß die Bundesre- 
gierung plant, durch eine Regierungsverlautba- 
rung Einfluß auf die Rechtsprechung zur Verka- 
belung von Mietwohnungen zu nehmen, da „ die 
Gerichte mangels genauer Sachkenntnis mit der 
Rechtsfrage nicht so recht fertig" würden, und 
welchen Inhalt soll diese Regierung sverlautba- 
rung erhalten? 

Trifft es weiter zu, daß der persönliche Referent 
des Bundesministers für das Post- und Fernmel- 
dewesen die Beamten des Ministeriums „ange- 
wiesen" hat, die beklagte Vermieterin in einem 
Zivilrechtsstreit vor dem Berliner Landgericht 
wegen einer geplanten Verkabelung ihres Hau- 
ses „nach Kräften zu unterstützen", und welche 
Unterstützung ist dieser Vermieterin und mög- 
lichen anderen Vermietern durch die Beamten 
zuteü . geworden? 


Ist es mit der Chancengleichheit vor Gericht ver- 
einbar, wenn Behörden der Bundesrepublik 
Deutschland eine Partei in Gerichtsverfahren un- 
terstützen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 9. April 


Bevor ich auf die einzelnen Fragen eingehe, möchte ich bezüglich der 
angesprochenen Pressemeldungen darauf hinweisen, daß ein inner- 
dienstliches Schreiben aus dem Bundesministerium für das Post- und 
Fernmelde wesen unter Verletzung der Amtsverschwiegenheit in die 
Öffentlichkeit gelangt ist. Bei der Berichterstattung wurden wesentliche 
Erwägungen aus dem internen Schreiben - bewußt oder unbewußt — 
weggelassen. 

Der Entwurf einer Verlautbarung der Bundesregierung zum Modernisie- 
rungscharakter eines Breitbandanschlusses ist in einer Ressortbespre- 
chung am 8. März 1985 zurückgestellt worden. Deshalb kann über seinen 
Inhalt derzeit nicht informiert werden. Eine unzulässige Einflußnahme 
auf die uneinheitliche Rechtsprechung der Amts- und Landgerichte war 
niemals geplant, sondern eine Information der Öffentlichkeit über die 
technischen und medienrechtlichen Voraussetzungen der programmli- 
chen Nutzung von Breitbandanschlüssen und gegebenenfalls den 
Zusammenhang mit mietrechtlichen Fragestellungen. Gedacht war z. B. 
an eine spätere Veröffentlichung im Bulletin der Bundesregierung. 

Da in der Frage zum zitierten Zivilrechtsstreit vorwiegend innerdienstli- 
che Vorgänge angesprochen werden, ist insoweit eine Beantwortung 
nicht angezeigt. 

Eine verfahrungsmäßige Unterstützung der Berliner Vermieterin hat es 
nicht gegeben, weü im Bundesministerium für das Post- und Fernmelde- 
wesen die Auffassung vertreten wurde, in dem Rechtsstreit keinerlei 
Sachvortrag zu ermöglichen, der auch nur den Schein regierungsamtli- 
cher Erklärungen erwecken könnte. Eine verbindliche Anweisung hat es 
in diesem Zusammenhang auch nicht gegeben. 

Eine Verletzung der Chancengleichheit vor Gericht hat deshalb nicht 
Vorgelegen. 
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125. Abgeordneter 

Dr. Friedmann 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 11. April 

Der Überstundenbestand bei der Deutschen Bundespost (DBP) schwankt 
jahreszeitlich zwischen ca. 3 bis 6 Millionen Stunden, Im Bereich 
der DBP sind z. B. 1984 insgesamt 10,78 Millionen Überstunden ange- 
fallen; während desselben Zeitraums wurden 10,11 Millionen Über- 
stunden wieder ausgeglichen. Es gibt auch Jahre (z. B. 1982 und 1983), in 
denen mehr Überstunden abgewickelt werden, als aufgekommen sind. 
Der Restbestand nicht ausgeglichener Überstunden ist deshalb ständig 
Schwankungen unterworfen; er hängt wesentlich davon ab, in wie vielen 
Fällen Ausgleichsansprüche vorhanden sind, die für den einzelnen gerin- 
ger als ein normaler Arbeitstag sind. 

Die Überstunden im Bereich der DBP dienen im wesentlichen dazu, 
Unebenheiten eines nicht kontinuierlichen Verkehrsflusses aufzufangen 
und Schwierigkeiten bei plötzlichen Personalausfällen zu glätten. Sie 
werden zu mehr als 70 v. H. durch Freizeitgewährung zu anderer Zeit 
ausgeglichen. Über den Freizeitausgleich führt dieses Arbeitsvolumen 
unmittelbar zu mehr Beschäftigung, weü anstelle der in Freizeit befindli- 
chen Kräfte zusätzliche Kräfte eingesetzt werden müssen. So bewirkte 
der aus Überstunden resultierende Freizeitausgleich 1984 die zusätzliche 
Beschäftigung von rund 3 700 ständigen Arbeitskräften. 

Bei der DBP wird allerdings überwacht, daß Überstunden nur in dem 
personalwirtschaftlich unabweisbaren Umfang geleistet werden. Eine 
Reduzierung oder Ausweitung der Überstunden ist andererseits nicht 
möglich, weil sie weder vermeidbar noch in ihrer zeitlichen Lage vorher- 
sehbar sind. Dafür einige wesentliche Gründe: 

- Plötzlicher Ausfall von Arbeitskräften, deren Arbeit sofort von anderen 
Kräften übernommen werden muß, z. B. Fehlen eines Zustellers oder 
eines Schalterbeamten; 

- unaufschiebbare Störungsbeseitigung im fernmeldetechnischen und 
maschinentechnischen Bereich, z. B. Entstörung lebenswichtiger 
Fernsprechanschlüsse, Störungsbeseitigung bei durch Bauarbeiten 
oder Naturereignissen ausgefallenen Kabeln oder Vermittlungsstel- 
len, Störungsbeseitigung bei Förderanlagen; 

- Verzögerung in der Postbeförderung, z. B. Verspätungen auf Schiene 
und Straße; 

- Bewältigung von plötzlichen Verkehrsspitzen, z. B. durch überdurch- 
schnittliche Einlieferung von eiligen Sendungen, überdurchschnittli- 
cher Eingang von Sendungen, die am selben Tag zugestellt werden 
müssen. 

Aus diesen Beispielen ergibt sich, daß diese Arbeiten zum Teü nur von im 
Dienst befindhchen Kräften zusätzlich mit übernommen werden können. 
Zum anderen können aus ökonomischen Gründen für un vorhersehbare, 
aber nicht aufschiebbare Arbeiten keine Kräfte vorgehalten werden. 
Denkbar wäre, auf die sofortige Erledigung bestimmter Arbeiten zu 
verzichten. Dies kommt jedoch nicht in Betracht, weü dies zu einer 
Einschränkung der Dienstleistungsgüte führen würde. Wie aus 
Beschwerden bekannt ist, reagieren viele Kunden und die Öffentlichkeit 
in diesem Bereich sehr sensibel. 

Zusammenfassend ist festzuhalten: Durch das Erbringen von Überstun- 
den werden auf dem bei der DBP üblichen Weg über den Freizeitaus- 


Wieviel Überstunden sind im Bereich der Deut- 
schen Bundespost aufgelaufen, und ist die Bun- 
desregierung bereit, der deutschen Wirtschaft 
ein gutes Beispiel zu geben, indem diese Über- 
stunden durch Einstellung neuer Kräfte abge- 
wickelt werden? 


55 



Drucksache 10/3176 


Deutsdier Bundestag — 10. Wahlperiode 


gleich bereits Arbeitsplätze geschaffen bzw. gesichert. Dem Anhegen der 
Bundesregierung auf mehr Beschäftigung zusätzhcher Kräfte statt Über- 
stunden ist damit so weitgehend Rechnung getragen, daß man das 
Verhalten der DBF als beispielhaft darstellen kann. 


126. Abgeordneter 

Dr. Penner 


(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für geboten, die 
Lesbarkeit der amtlichen Fernsprechbücher 
durch die Verwendung von größeren Schriftty- 
pen zu verbessern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 11. April 

Die in den amtiichen Telefonbüchern verwendete Schrift wird seit mehr 
als zehn Jahren in örthchen Fernsprechbüchem für Großstädte verwen- 
det. Nur in Einzelfällen wurde bisher die Lesbarkeit der Schrift kritisiert. 
Im Rahmen einer Umgestaltung des Schriftbüdes beabsichtigt die Deut- 
sche Bundespost allerdings, die Schrift in den amthchen Telefonbüchern 
zu verbessern. Eine neue Schrift soll noch im zweiten Quartal 1985 
endgültig ausgewählt werden. Die Einführung ist für die Ausgabe 1986/ 
87 vorgesehen. 

127. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu dem Vor- 

Dr. Penner schlag, Teilauflagen der amtlichen Fernsprech- 

(SPD) bücher in Großdruck herauszugeben, um seh- 

behinderten Kunden der Deutschen Bundespost 
eine Benutzung der Fernsprechbücher zu er- 
möglichen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 11. April 

Die Herausgabe von Teüauflagen der amtlichen Telefonbücher in Groß- 
druck ist eine Kostenfrage, weil Papier- und Druckkosten nicht gering 
sind. Zur Zeit wird wegen dieser hohen Herstellungskosten keine Reali- 
sierungsmöglichkeit dafür gesehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


128. Abgeordneter Ist die Aussage von Bundesminister Dr. Schnei- 

Di*. Sperling der, das Wohngeld werde künftig allein nur noch 

(SPD) Bundessache sein (Süddeutsche Zeitung vom 

5. März 1985), so zu verstehen, daß der Bund das 
Wohngeld in seine alleinige Kompetenz über- 
nehmen will? 

Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 3. April 

Nein. Diese Aussage hat Bundesminister Dr. Schneider nicht gemacht. 


129. Abgeordnete 
Frau 
Rönsch 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
den § 28 der Neufassung der Zweiten Berech- 
nungsverordnung vom 5. April 1984 dahin ge- 
hend zu ergänzen, daß die vom Mieter einer 
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Bundesdarlehenswohnung gezahlten, in der 
Miete enthaltenen Instandhaltungsbeträge als 
„wohnungsgebunden'' festgelegt werden, damit 
zwecks einer einheitlichen Regelung - und man- 
cher Gepflogenheiten entgegen - erreicht wird, 
daß der Vermieter diese Beträge ausschließlich 
zur Instandhaltung der jeweiligen Wohnung ver- 
wenden darf und damit der Mieter auch einen 
Anspruch auf Rechnungslegung hat, daß die von 
ihm entrichteten Beträge nur für seine Wohnung 
verwendet werden - wie es für Bundesdarle- 
henswohnungen seitens der großen Wohnungs- 
bau gesellschaften bereits seit Jahren praktiziert 
wird? 

Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 3. April 

Die Bundesregierung hält es nicht für sachgerecht, § 28 der Zweiten 
Berechnungsverordnung (11. BV) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Aprü 1984 (BGBl. I S. 553) in der Weise zu ändern, daß die vom 
Mieter einer mit öffentlichen Mitteln geförderten Wohnung — die Vor- 
schrift gilt nicht nur für Bundesdarlehenswohnungen - gezahlten 
Instandhaltungsbeträge als „wohnungsgebunden" festgelegt werden. 

1. Die Instandhaltungskostenpauschale nach § 28 der II. BV ist Teil der 
mietpreisrelevanten Bewirtschaftungskosten. Sie dient der Deckung 
der Kosten, die während der Nutzungsdauer des Gebäudes zur Erhal- 
tung des bestimmungsmäßigen Gebrauchs aufgewendet werden 
müssen, um die durch Abnutzung, Alterung oder Witterung entste- 
henden baulichen oder sonstigen Mängel ordnungsgemäß zu beseiti- 
gen. Die Besonderheit der Instandhaltungskosten liegt darin begrün- 
det, daß sie nicht zu voraussehbaren Terminen anfallen und ihre 
Kosten im voraus kaum abschätzbar sind. Sie sind daher in der 
Kostenmiete als ein auf die gesamte Nutzungsdauer des Gebäudes 
bezogener kalkulatorischer Ansatz in Form von Pauschalbeträgen 
enthalten. Hierdurch wird der Eigentümer und Vermieter in die Lage 
gesetzt, Schäden und Mängel zu beseitigen und die Mietsache weiter- 
hin bewohnbar zu halten. Diese Pflicht erstreckt sich nicht nur auf die 
jeweilige Wohnung, sondern umfaßt das gesamte Gebäude. So muß 
der Vermieter Instandhaltungen vornehmen, wenn die Wohnungen 
etwa durch ein undichtes Dach oder eine schadhafte Außenfassade 
beeinträchtigt werden. Daraus ist zu ersehen, daß die Instandhal- 
tungskostenpauschale nicht nur den in der jeweiligen Wohnung anfal- 
lenden Aufwand abdecken soll; sie dient vielmehr der Aufrechterhal- 
tung der Gebrauchsfähigkeit des gesamten Wohngebäudes. Eine auf 
eine jeweilige Wohnung bezogene „wohnungsgebundene" Instand- 
haltungskostenpauschale kann daher den beiderseitigen Interessen 
von Vermieter und Mieter nicht gerecht werden. 

2. Der Mieter hat einen Rechtsanspruch darauf, daß die Mietsache in 
gebrauchsfähigem und vertragsgemäßem Zustand gehalten wird. Rei- 
chen die angesammelten Instandhaltungsbeträge nicht aus, muß der 
Vermieter notwendige Reparaturen anderweitig finanzieren. Bei die- 
ser Sachlage erscheint es nicht angebracht, dem Mieter einen 
Anspruch auf Rechnungslegung über die von ihm jährlich gezahlten 
Instandhaltungsbeträge gegenüber dem Vermieter einzuräumen. 

3. Soweit „große Wohnungsbaugesellschaften" von ihren Mietern ent- 
richtete Beträge für die einzelnen Wohnungen binden, dürfte es sich 
um von den Mietern aufgebrachte Beträge für sogenannte Schönheits- 
reparaturen (§ 28 Abs. 4 II. BV) handeln, die im Bereich der allgemei- 
nen Wohnungsfürsorge des Bundes grundsätzlich der Vermieter 
durchführt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 


130. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Stellung 

Kuhlwein der Berufausbilder im Berufsbildunqssystem? 

(SPD) 


Antwort des Bundesministers Frau Dr. Willms 
vom 10. April 

Das Berufsbildungsgesetz (BBiG) von 1969 hat erstmals gesetzliche 
Grundlagen für die berufliche Bildung als Teil des Berufsbildungssystems 
geschaffen. Es hat Aufgaben und Eignungsanforderungen für Ausbilder 
gesetzlich festgelegt und damit gleichzeitig deren Stellung und Bedeu- 
tung aufgewertet. Dies gilt insbesondere für die Einführung einer Prü- 
fung als Voraussetzung für die Ausbildertätigkeit durch die Ausbilder- 
Eignungsverordnung von 1972 (AEVO). Die Verordnung ist inzwischen 
sowohl von den Betrieben als auch von den Ausbildern angenommen 
worden. Nach Erlaß der AEVO für die gewerbliche Wirtschaft sind 
inzwischen auch die Bereiche Hauswirtschaft, Landwirtschaft und 
öffentlicher Dienst von der AEVO erfaßt worden] 

Den Ausbildern kommt nach Auffassung der Bundesregierung eine 
Schlüsselfunktion für die Weiterentwicklung der beruflichen Bildung zu. 
Die Bundesregierung legt großen Wert auf eine angemessene Qualifi- 
zierung der Ausbilder; sie stellt dementsprechend erhebliche Mittel 
für ihre Weiterbildung zur Verfügung. 


131. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, und wenn ja, 

Kuhlwein welche Schritte gedenkt sie zu unternehmen, um 

(SPD) die Forderungen des Bundesverbandes Deut- 

scher Berufsausbüder e. V. und seiner Landes- 
verbände nach einem gesetzlichen Schutz des 
Berufsbildes des Berufs ausbüders zu unter- 
stützen? 


Antwort des Bundesministers Frau Dr. Willms 
vom 10. April 

Die persönliche und fachliche Eignung der Ausbilder in Gewerben der 
Anlage A der Handwerksordnung (HwO) ist in den §§21 und 22 HwO 
geregelt. Grundsätzlich wird dort die Handwerksmeister- Qualifikation 
verlangt. Die persönliche und fachliche Eignung der Ausbilder in 
gewerblichen und nichthandwerklichen Ausbüdungsberufen ist in den 
§§20 und 76 BBiG sowie in der Verordnung über die beruf s- und 
arbeitspädagogische Eignung für die Beruf sausbüdung in der gewerbli- 
chen Wirtschaft (AEVO-GW) geregelt. 

Diese Vorschriften sehen ein Berufsbüd oder eine staatlich anerkannte 
Berufsbezeichnung „Berufsausbüder“ nicht vor. Dies ist auch sachlich 
begründet: Der Begriff Ausbilder ist im Sinne einer Mindestqualifikation 
zu verstehen. Er steht in der Praxis für eine Vielzahl unterschiedlicher 
Tätigkeiten. Darunter fallen hauptberufliche Abteüungsleiter/Ausbüder 
in einem Großbetrieb oder einer überbetrieblichen Ausbüdungsstätte, 
selbständige Gewerbetreibende, die selbst ausbilden, aber auch neben- 
berufliche Ausbüder in Produktion und Verwaltung. Außerdem unter- 
scheiden sich die Tätigkeitsbedingungen und Anforderungen an den 
Ausbüder auch noch nach Größe des Betriebs, Wirtschaftszweig und 
Ausbüdungsberuf, in dem er tätig ist. 
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Der Bedeutung der Ausbilder in der beruflichen Bildung entspricht es, 
auch deren Qualifikationsbedürfnisse wissenschaftlich zu untersuchen. 
Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat dazu einen For- 
schungsauftrag „Tätigkeitsstrukturen, Arbeitssituationen und Berufsbe- 
wußtsein von Ausbildungspersonal" an die Ruhr- Universität Bochum 
vergeben, dessen Schlußergebnisse im kommenden Jahr erwartet 
werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftiiche Zusammenarbeit 


132. Abgeordnete 

Frau 

Terborg 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Köhler 
vom 11. April 

Ja, der Bundesminister für wirtschafthche Zusammenarbeit praktiziert 
schon - nach Prüfung im Einzelfall und in Abstimmung mit dem Bundes- 
minister der Finanzen - dieses Verfahren. 


Ist der Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit bereit, den im Bensheimer Kreis 
zusammengeschlossenen Entwicklungshilfeor- 
ganisationen zu bestätigen, daß sie die Gewähr 
für eine zweckentsprechende Verwendung von 
Spenden bieten? 


133. Abgeordneter Wieviel Barmittel sind, ohne Verpflichtungser- 

Brück mächtigungen zu beanspruchen, im Einzel- 

(SPD) plan 23 bei der Technischen Zusammenarbeit in 

den Jahren 1980, 1981, 1982, 1983 und 1984 
ausgegeben worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Köhler 
vom 11. April 


Die bei der Büateralen Technischen Zusammenarbeit (Titel 896 03) ohne 
Inanspruchnahme von Verpfhchtungsermächtigungen geleisteten Bar- 
ausgaben haben in den Haushaltsjahren 1980 bis einschließlich 1984 


betragen: 

Jahr 

rund Million^ 

1980 

67,0 

1981 

60,3 

1982 

33,8 

1983 

62,0 

1984 

83,0 


Im Zusammenhang mit Sonderhilfen, insbesondere für Afrika, wurden 
1984 für laufende Projekte über die ursprünglich zugesagten Projektbe- 
träge hinaus weitere Baransatz-Maßnahmen in Höhe von 56,8 Mülionen 
DM in Auftrag gegeben. Für die Jahre vor 1984 können die vergleichba- 
ren Projekt ausgab en nicht mehr auf geteilt werden. 


Bonn, den 12. April 1985 
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